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 Echte Teilhabe durch mehr Geld in der Eingliederungshilfe – Das Land muss 

sich endlich an der Finanzierung beteiligen!  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/15903  

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage)  

Vorsitzender Josef Neumann: Guten Morgen! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich begrüße alle Ausschussmitglieder des Ausschusses für 
Heimat und Kommunales und natürlich auch alle Mitglieder des Ausschusses für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales sehr herzlich zur heutigen Anhörung von Sachverständigen. 
Ich begrüße die Vertreterinnen und Vertreter der Medien, die Sitzungsdokumentation, 
alle Zuschauerinnen und Zuschauer und ganz besonders die Damen und Herren, die 
wir als Sachverständige anhören werden.  

Ich mache darauf aufmerksam, dass diese Anhörung live gestreamt und aufgezeichnet 
wird. Mit Ihrer Teilnahme erklären Sie sich damit einverstanden.  

Der Antrag Drucksache 18/15903 wurde vom Plenum zur Federführung an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales und zur Mitberatung an den Ausschuss für 
Heimat und Kommunales überwiesen. Der Ausschuss für Heimat und Kommunales 
beteiligt sich heute an der Anhörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales.  

Ich bedanke mich im Namen der Ausschüsse, dass Sie heute für die Beantwortung 
von Fragen zur Verfügung stehen. Vielen Dank für Ihre eingereichten Stellungnahmen.  

Ich weise darauf hin, dass während der Anhörung Bild-, Film- und Tonaufnahmen nicht 
zugelassen sind.  

Ein mündliches Statement der Sachverständigen zu Beginn der Anhörung ist nicht vor-
gesehen. Die Abgeordneten werden ihre Fragen direkt an Sie richten.  

Ich schlage vor, wir sammeln die Fragen der Fraktionen zunächst in einer ersten Frage-
runde.  

Anja Butschkau (SPD): Herzlichen Dank an die Sachverständigen dafür, dass sie uns 
sehr umfangreiche Stellungnahmen zur Verfügung gestellt haben und sich auch auf 
den Weg nach Düsseldorf gemacht haben.  

Ich möchte mit einer Frage beginnen, die ich an alle Sachverständigen richten möchte. 
Sie beklagen in allen Stellungnahmen die bürokratischen Hürden, die die Verfahren 
aus Ihrer Sicht schwierig machen. Uns wäre wichtig, von Ihnen zu erfahren, was Sie 
denn glauben, wie wir das Ganze alles vereinfachen und beschleunigen könnten. Na-
türlich interessiert uns dabei besonders, wie die Vereinfachungen ohne Verlust der 
Leistungsqualität für die Menschen mit Behinderungen zu erreichen sind.  
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Gezielte Fragen habe ich an Herrn Woltering von der Freien Wohlfahrtspflege, an 
Herrn Ohm vom VdK, an Frau Brüning von der Lebenshilfe, an Herrn Dr. Spörke vom 
SoVD und an Frau Mertens von der KoKoBe. Menschen mit Behinderungen werden 
in der Debatte ja häufig nur als Kostentreiber dargestellt. Zugleich stellen Sie in Ihren 
Stellungnahmen fest, dass es durchaus Versorgungslücken bei bedarfsgerechten und 
erreichbaren Angeboten gibt. Hier würden uns Beispiele dafür interessieren und Ihre 
Ansicht, wo es besonders mangelt und wie wir das vielleicht ändern könnten. 

Die zweite Frage ist: Was machen diese Diskussionen Ihrer Meinung nach mit Men-
schen mit Behinderungen, wenn Inklusion immer nur unter Kostengesichtspunkten ge-
sehen wird?  

Meine nächste Frage richtet sich nur an Herrn Woltering von der Freien Wohlfahrts-
pflege. Herr Woltering, Sie schreiben, dass eine größere Landesbeteiligung „dem 
Grunde nach nachvollziehbar“ sei. Unter welchen Bedingungen wäre sie aus Ihrer 
Sicht denn sinnvoll? Wie sollte die Verantwortung zwischen Bund, Land und Kommu-
nen aus Ihrer Sicht verteilt werden?  

Herr Dr. Jethon, Sie befürworten eine stärkere finanzielle Beteiligung des Landes bei 
der Eingliederungshilfe, weil diese eine – das teile ich ausdrücklich – gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe sei. Wie definieren Sie konkret die Rollenverteilung zwischen 
Bund, Land und Kommunen in diesem System? Wie sähe eine angemessene Vertei-
lung der Finanzierung zwischen diesen Ebenen aus Ihrer Sicht aus?  

Eine letzte Frage auch an Herrn Dr. Jethon: Sehen Sie aktuell eine Verletzung des 
Konnexitätsprinzips durch das Land? Welche konkreten Mehrbelastungen müsste das 
Land NRW im Rahmen der Konnexität Ihrer Ansicht nach ausgleichen?  

Dennis Sonne (GRÜNE): Liebe Sachverständige, vielen herzlichen Dank für Ihre ein-
gereichten Stellungnahmen und erst recht für Ihr heutiges Erscheinen und Ihre Teil-
nahme an dieser Anhörung zu diesem wichtigen Thema „Eingliederungshilfe“.  

Kollegin Butschkau hat mir schon einige Fragen vorweggenommen, was überhaupt 
gar kein Problem ist. Wer die Fragen stellt, ist ja am Ende egal. Hauptsache, wir krie-
gen die Antworten von Ihnen. Deswegen würde ich auf das Thema „Bürokratie“ jetzt 
gar nicht mehr eingehen wollen, sondern eher noch mal auf die Finanzlücke und die 
Beteiligung der Länder bzw. die Nichtbeteiligung oder geringe Beteiligung des Landes 
NRW. Die erste Frage lautet und geht an alle Sachverständigen: Warum soll das Land 
jetzt die Finanzierungslücke schließen, wenn der Bund mit dem BTHG den Rechtsrah-
men gesetzt hat und seine 5 Milliarden Euro Entlastung seit Jahren nicht dynamisiert?  

Dann hätte ich noch eine Frage an die kommunalen Spitzenverbände, und zwar auch 
hinsichtlich der Finanzierungslücke und der Landesbeteiligung. Die Frage lautet: Wie 
müsste eine Landesbeteiligung konkret aussehen, damit sie wirklich bei den Betroffe-
nen ankommt?  

Dann hätte ich noch eine Frage an die Landschaftsverbände. Die Frage lautet: Welche 
Verantwortung sehen die Landschaftsverbände selbst dafür, die Eingliederungshilfe 
einfacher, transparenter und effizienter zu organisieren?  
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Britta Oellers (CDU): Liebe Sachverständige, herzlichen Dank im Namen der CDU-
Fraktion für Ihre ausführlichen Stellungnahmen.  

Die erste Frage richten wir an alle: Welche drei konkreten Maßnahmen sollte die Lan-
despolitik aus Ihrer Sicht mit Priorität angehen, um sowohl die Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen zu verbessern als auch die Kommunen dauerhaft zu entlasten?  

Eine weitere Frage an den Städtetag, die Landschaftsverbände, den SoVD, den VdK 
und KoKoBe: Welche konkreten strukturellen Ursachen sehen Sie für die besonders 
starke Kostenentwicklung der Eingliederungshilfe in NRW?  

Susanne Schneider (FDP): Sehr geehrte Damen und Herren Sachverständige, auch 
im Namen der FDP-Landtagsfraktion herzlichen Dank für Ihre Stellungnahmen, die Sie 
uns zur Verfügung gestellt haben, und auch danke, dass Sie heute in den Landtag 
gekommen sind oder sich zugeschaltet haben, um uns hier ein bisschen schlauer zu 
machen.  

Meine erste Frage richtet sich an alle: Inwiefern könnte aus Ihrer Sicht die Kostendy-
namik in der Eingliederungshilfe begrenzt werden, ohne Standards und gesellschaftli-
che Teilhabe von Menschen mit Behinderung abzusenken sowie individuelle Leis-
tungserbringung und das Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten einzu-
schränken?  

Dann hätte ich noch eine zweite Frage. Die geht an Herrn Rist, an Herrn Mehmet Ali, 
an Herrn Woltering und an Herrn Ohm. Wie könnte aus Ihrer Sicht eine gerechtere und 
langfristig tragfähige Verteilung der Finanzierungslasten in der Eingliederungshilfe zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen ausgestaltet werden?  

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrte Damen und Herren, auch ich darf mich zu-
nächst einmal für die Möglichkeit der Rückfragen zu Ihren Stellungnahmen bedanken.  

Wir sind ja quasi schon mitten in der Konnexitätsdebatte. Es wird ja immer wieder 
angeführt als einer der Treiber der roten Zahlen in den verschiedenen Kommunen, 
dass die Eingliederungshilfe sehr viel kostet. Die Gesetzgebung dazu ist maßgeblich 
auf Bundesebene auf den Weg gebracht. Dort wird ein Fixbetrag gezahlt; Herr Sonne 
hat das gerade schon ausgeführt. Eine Dynamisierung macht also dementsprechend 
Sinn, ist aber natürlich immer ein zweischneidiges Schwert. 

Von daher würde ich mich ein wenig an die Frage von Frau Schneider anschließen. 
Inwieweit wäre eine Dynamisierung über die allgemeinen Preistreiber notwendig, weil 
gerade in der Eingliederungshilfe ja doch Preissprünge über die Lohnentwicklungen 
oder Energiekosten hinaus zu verzeichnen waren? Was sind da die maßgeblichen 
Preistreiber? Was limitiert vielleicht auch Einsparwünsche?  

An Frau Brüning hätte ich eine Frage. Sie kritisieren in Ihrer Stellungnahme die statio-
nären bzw. größeren Wohnformen deutlich. Was sind Ihre Strategien? Wo sehen Sie 
Potenziale, dass man kurzfristig kleinere bzw. individuellere Wohnformen und Wohnraum 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 6 - APr 18/1224 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales (109.) 20.05.2026 
Ausschuss für Heimat und Kommunales (85.) 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich) bar 
 
 
schafft, insbesondere bei den Herausforderungen auf dem allgemeinen Wohnungs- und 
auch Personalmarkt gerade entlang der Rheinschiene beispielsweise?  

An Herrn Ohm hätte ich die Frage: Sie schreiben ganz folgerichtig, dass in der UN-
BRK die Verpflichtungen grundsätzlich nicht unter Finanzierungsvorbehalt stehen. Das 
ist natürlich absolut richtig. Das sind Forderungen, die umzusetzen sind aufgrund na-
tionaler und internationaler Gesetzesrahmen. Dennoch ist natürlich die Finanzierungs-
frage immer eine Frage, mit der sich Parlamente und Haushälter beschäftigen müssen. 
Wo sind da aus Ihrer Sicht die strukturellen Hindernisse? Inwieweit muss man zumin-
dest eine Streckung der Absichtsziele in der Behindertenrechtskonvention in Kauf neh-
men in Anbetracht der aktuell wirtschaftlich schwierigen Lage?  

Andrea Vontz-Liesegang (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Ich möchte mal anfan-
gen mit der Frage, welche bürokratischen Hürden bestehen und wie da mögliche Ver-
besserungspotenziale gesehen werden. Bürokratische Hürden im Bereich der Einglie-
derungshilfe bestehen insbesondere auch darin, dass allgemein im Bereich der Behin-
dertenhilfen verschiedene Zuständigkeiten auch der Sozialversicherungssysteme 
usw. bestehen und diese verschiedenen Zuständigkeitssysteme quasi oftmals auf den 
anderen verweisen. Ich kann da manche Ausführungen der Behindertenverbände gut 
nachvollziehen, dass das ein immerwährendes Problem ist. Nichtsdestotrotz ist die 
Frage, was dann zum Beispiel die Kommunen irgendwie ändern können. Da ist es 
auch so, dass wir natürlich auch durch die Vorgaben des Bundesteilhabegesetzes ge-
bunden sind und bestimmte Bedarfsermittlungsverfahren vorgesehen sind und von da-
her auch das natürlich kostenauslösende Folgen hat.  

Benjamin Holler (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Ich mache gerne weiter. Ich 
sitze ja hier so ein bisschen als Experte für kommunale Finanzen mit – das sei dazu 
gesagt – wenig Einblick in das kommunale Sozialwesen oder die Eingliederungshilfe.  

Herr Sonne, Sie hatten gefragt: Warum soll denn jetzt das Land die Lücke schließen? 
Ich glaube, davon sprechen wir nicht. Wenn wir uns anschauen, wie groß im Moment 
die strukturellen Defizite in den kommunalen Haushalten sind, dann geht es nicht um 
die Frage, dass einer alleine diese schließen muss, weil auch keiner alleine diese 
schließen kann. Wir haben im vergangenen Jahr ein Defizit von 9,3, 9,4 Milliarden 
gehabt in den kommunalen Kernhaushalten. In den kommenden Jahren wird das wei-
ter steigen. Das ist natürlich nicht ausschließlich die Eingliederungshilfe, aber sie ist 
es als wesentlicher Faktor der kommunalen Ausgaben, denn 6 % der gesamten kom-
munalen Auszahlungen fließen mittlerweile in die Eingliederungshilfe, und sie ist es 
mit diesen enormen Auszahlungssprüngen und Kostensteigerungen, die wir in den 
vergangenen Jahren gesehen haben.  

Deswegen geht es nicht darum, dass jetzt hier das Land die Lücke zumacht, aber dass 
das Land mit in die Finanzierung einsteigt und das eben nicht nur generell sozusagen 
als höherer Finanzierungsanteil für die Kommunalfinanzen – Sie wissen, wir fordern 
dringend eine Erhöhung des Verbundsatzes im GFG –, sondern ganz spezifisch in 
diesem Bereich auch als Kostenbeteiligung an der Eingliederungshilfe.  
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Das ist an der Stelle auch ein Stück weit abweichend von Grundsätzen, die wir sonst 
haben. Wir haben sonst immer gerne für die Kommunen möglichst frei verfügbare Mit-
tel, möglichst pauschale Zuweisungen, die dann im Rahmen der kommunalen Selbst-
verwaltung selber ausgegeben werden können. Aber wir sehen eben hier in diesem 
Leistungsbereich auch eine fehlende Anreizwirkung für diejenigen, die die Regeln set-
zen im Bund natürlich zu wesentlichen Teilen, aber auch mit ausgestalten im Land, 
wenn die Kostenübernahme in Nordrhein-Westfalen als einem von wenigen Ländern, 
wo es so geregelt ist, dann allein auf den kommunalen Schultern ruht. Deswegen hätte 
es auch strukturell eine sinnvolle Wirkung, wenn das Land mit einer eigenen Finanzie-
rungsbeteiligung an den Kosten für diese Leistungen dabei wäre, dass man diese ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe eben auf mehrere Schultern verteilt und so dann aber 
auch natürlich gemeinsam davon partizipiert, wenn man hier zu Verbesserungen, zu 
Effizienzsteigerungen, zu wirtschaftlicherer Aufgabenerbringung kommt.  

Andrea Vontz-Liesegang (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Ich kann noch gerne 
darauf eingehen, wie die Verfahren möglicherweise besser strukturiert werden könn-
ten. Auch da ist es allerdings so, dass es bestimmte Vorgaben im Sozialrecht allge-
mein gibt. Wir fordern als kommunale Spitzenverbände auch da einen Vorrang bei-
spielsweise der Hilfe zur Pflege, weil auch da bestimmte Leistungen letztendlich dann 
von der Eingliederungshilfe erbracht werden müssen, die aus unserer Sicht sinnvoller 
im Bereich der Pflege aufgehoben wären, insbesondere wenn die Menschen in Ein-
richtungen untergebracht sind. Wie gesagt, es gibt da schon bestimmte Problematiken, 
die aber durch die verschiedenen sozialrechtlichen Vorgaben letztendlich so vorgege-
ben sind für uns und an denen wir so aktuell auch relativ wenig ändern können.  

Viola von Hebel (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Guten Morgen in die Runde! 
Ich schließe mich gerne den Ausführungen des Städtetags an und würde einige 
Punkte ergänzen wollen.  

Mit Blick auf die bürokratischen Hürden hatte Frau Vontz-Liesegang ja schon die un-
klaren Zuständigkeiten an einigen Stellen angesprochen. Ein ganz konkretes Beispiel 
in dem Themenkomplex ist die Versorgung von Kindern mit Diabetes in der Schule. 
Da verhandeln wir, aber auch die Landschaftsverbände haben verhandelt mit den ge-
setzlichen Krankenversicherern. Da gibt es mittlerweile auch eine Landesmeinung zu, 
dass die gesetzlichen Krankenversicherer zuständig sind. In der Praxis ist es aber ein, 
man könnte sagen, Verschiebebahnhof für die Betroffenen, aber auch für alle beteilig-
ten staatlichen Behörden an der Stelle, was einen erheblichen Aufwand bedeutet, 
ohne erst mal einen konkreten Mehrwert für die Betroffenen zu bieten. Das wäre aus 
unserer Sicht ein großer Punkt, wo man durch klare Zuständigkeitsregelungen auf je-
den Fall einen Mehrwert für alle Beteiligten erzielen könnte.  

Ein weiterer großer Punkt, der, glaube ich, gleich auch noch mal von den Landschafts-
verbänden angesprochen wird, ist das Bedarfsermittlungsverfahren. Die Regelungen 
zum Gesamtplan- und Teilhabeplanverfahren sind komplex. Ich bin Juristin, und wenn 
ich das sehe, kriege ich die Krise bei den ganzen Paragrafen und Absätzen. Das ist 
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für jemanden mit sozialpädagogischem Wissen eine erhebliche Herausforderung, das 
anzuwenden. Da braucht man einmal nur in den neuen Gesetzentwurf des Bundes zu 
schauen für die große Lösung. Das wird einfach quasi übernommen und dann noch 
durch 12 Millionen Verweise zwischen SGB VIII und SGB IX gelöst. Da stelle ich mir 
die Frage, wie man das in der Praxis anwenden soll und wie jemand, der berechtigt 
ist, verstehen soll, was da mit ihm gemacht werden soll, wie die Bedarfe dann tatsäch-
lich erhoben werden sollen. Da sehe ich großen Handlungsbedarf. Es ist natürlich 
schwierig, das an das Land zu richten. Das ergibt sich ganz klar aus bundesgesetzli-
chen Regelungen zum großen Teil, aber darf, glaube ich, nicht unter den Tisch fallen.  

Was man auch nicht außen vor lassen darf, ist das Vertragswesen, ist das Schieds-
stellenwesen. Ich glaube, aus unterschiedlichen Brillen sieht das die Freie Wohlfahrts-
pflege wahrscheinlich auch als sehr herausfordernd an. Da verhandeln viele, viele Be-
teiligte über Jahre hinweg einzelne Leistungen, einzelne konkrete Verfahren, müssen 
immer wieder Dinge anpassen bei sich ändernden gesetzlichen Regelungen, was ein-
fach mit sehr viel Aufwand einhergeht. Die Frage ist: Was kommt davon bei den Be-
rechtigten an? Das überlasse ich anderen, das zu bewerten. Aber das sind Stell-
schrauben, an denen man arbeiten könnte und müsste.  

Zur Finanzierung kann ich vielleicht noch für den kreisangehörigen Raum ein bisschen 
ergänzen. Wir haben in unserer Stellungnahme deutlich die Bedeutung der Land-
schaftsumlage für die Kreisumlage dargestellt. Das ist einfach ein erdrückender Anteil, 
für den die Landschaftsverbände so nichts können. Das ist ein umlagefinanzierter Ver-
band, hat mein für Finanzen zuständiger Kollege mir heute Morgen noch mal gesagt. 
Das ist kein Bashing der Landschaftsverbände, sondern es ist einfach die Struktur, die 
da entsteht, aber die faktisch die Kreise erdrückt, die Kreise als umlagefinanzierten 
Verband, und dadurch eben genauso die kreisangehörigen Gemeinden erdrückt, die 
einfach gar keinen Spielraum mehr haben, in ihrer kommunalen Selbstverwaltung in 
ihrer Finanzhoheit überhaupt noch andere freiwillige Aufgaben zu machen. Das ist ja 
zu erfüllen. Das ist ja das, was man im Moment sieht. Wenn pflichtige Aufgaben, Um-
lagefinanzierungen die Haushalte so erdrücken, wie sie das zurzeit tun, muss gekürzt 
werden an freiwilligen Aufgaben. Auch das ist eigentlich nicht das, wofür Kommunen 
stehen, was die Menschen sich wünschen, was wir uns wünschen.  

Herr Holler sagte schon zu Recht, es kann nicht eine Person oder eine staatliche 
Ebene dieses Defizit schließen. Man kann aber auch nicht nur auf den Bund verweisen 
als Land, weil die Finanzierungsverantwortung für die Kommunen – wie wir auch in 
unserer Stellungnahme dargelegt haben, aber wie auch Herr Dr. Jethon zum Beispiel 
sehr ausführlich dargelegt hat – ganz klar beim Land liegt.  

Ein konkretes Beispiel ist der konnexitätsrechtliche Belastungsausgleich für das BTHG. 
Darüber schreiben wir seit sieben Jahren vorm Verfassungsgerichtshof bislang ohne 
Ergebnis, aber aus unserer Sicht mit sehr guten Argumenten, wo es um wahnsinnig 
viel Geld geht, wo das Land sich zurzeit einen schlanken Fuß macht, könnte man sagen. 
Das ist ja auch ganz schön dargestellt worden noch mal mit Blick auf die anderen 
Bundesländer.  
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Wie kann die Kostendynamik gesenkt werden, ohne Standards zu senken? Das ist eine 
ganz schwierige, ganz wichtige Frage. Man muss, was auch der Landesbehindertenrat 
oder die Lebenshilfe vorgetragen haben, erst mal die Regelsysteme betrachten. Eine 
inklusive Ausrichtung der normalen Systeme – in Anführungszeichen –, der Strukturen, 
die es ohnehin gibt, ohne dass man Sonderstrukturen aufbauen muss, ist da ein rele-
vanter Punkt.  

Es darf keine Ausfallbürgschaft der Eingliederungshilfe für andere Systeme geben wie 
die Pflege – wie Frau Vontz-Liesegang es vorhin ansprach.  

Es braucht infrastrukturelle Pool-Lösungen in der Schule. Die Schule muss das eigent-
lich selber lösen. Jetzt sieht der Bundesgesetzentwurf für die große Lösung vor, dass 
das alles ganz offiziell noch in die Zuständigkeit der Jugendhilfe – bislang Eingliede-
rungshilfe – kommen soll. Pool-Lösung: gut. Ist das eine Aufgabe der Eingliederungs-
hilfe? Ich weiß es nicht. Ist das nicht vielleicht eigentlich eine Aufgabe des Regelsys-
tems? Das ist ein ganz großes Thema, über das wir hier sehr lange philosophieren 
könnten, über das wir auch in ganz ausführlichen Diskussionen stehen in der AG Ein-
gliederungshilfe, mit den Leistungserbringern im Rahmen der gemeinsamen Kommis-
sion, aber auch mit dem Ministerium. Deswegen möchte ich das an dieser Stelle erst 
mal nur anreißen.  

Takis Mehmet Ali (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ich möchte an die Ausführungen von Frau von Hebel anschließen. 
Sie hat ja schon sehr, sehr vieles auch für die Landschaftsverbände gesagt – vielen 
Dank dafür.  

Ich möchte, was insbesondere die Frage der Vereinfachung der Verfahren ohne Leis-
tungsminderung anbelangt, eine Erfahrung von Montag berichten. Ich war zu Gast bei 
der SPD-Bundestagsfraktion zu den Inklusionstagen in Berlin. Der Bundesbehinder-
tenbeauftragte hat ausgeführt, dass wir Bürokratieabbau in dem Bereich brauchen, 
dass wir im SGB IX schnellere Verfahren brauchen, transparentere Verfahren brau-
chen, dass alles schneller gehen muss. Danach hat eine Vertreterin vom Institut für 
Menschenrechte erläutert, es sind noch nicht so viele Menschen mit Behinderung 
durch das Bedarfsermittlungsinstrument durchgegangen, und das dauert alles viel zu 
lange. Ich saß dort und habe mir nur die Frage gestellt: Was sollen wir denn jetzt tun? 
Der Bundesbehindertenbeauftragte sagt, wir sollen alles einfacher machen, wir sollen 
alles transparenter machen. Auf der anderen Seite hieß es dann, da sind noch nicht 
alle durch die neuen Verfahren durchgegangen.  

Wenn man historisch betrachtet, von wo wir kommen, vom SGB XII, welche Anforde-
rungen wir in diesem Bereich hatten und was das BTHG erfordert hat, sind das unter-
schiedlichste Grundlagen. Wir kamen aus einem Verfahren heraus, das überwiegend 
im gesamten Bundesgebiet, aber auch in Nordrhein-Westfalen ganz stark geprägt war 
durch die 80er-Jahre und immer noch durch diesen sogenannten Metzlerbogen, bei 
dem Standardabfragen stattgefunden haben, die immer in irgendwelche Gruppenleis-
tungen gemündet sind. Dann sollten wir aus diesen Verfahren individuelle Leistungen 
machen. Ich weiß noch, dass die Leistungsträger, die Leistungsberechtigten oder auch 
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die Leistungserbringer alle gesagt haben, wir müssen die Personenzentrierung auch 
bei der Bedarfsermittlung in den Vordergrund nehmen.  

Was ist dann passiert? Es sind Bedarfsermittlungsinstrumente entstanden von vorher 
sechs, sieben Seiten im Metzlerbogen zu eben 30, 38 Seiten mit Anlage, mit Erklärung 
noch, weil man eben nicht wollte, dass bestimmte Bereiche des Lebens und des Sozi-
alraums vernachlässigt werden. Dass das erhoben werden muss, dass das in Gesprä-
chen mit den Menschen passiert, teilweise pro Leistungsberechtigten in vier Stunden, 
im Vier-Stunden-Takt, dass das dauert, das muss man einfach wissen.  

Die Frage ist natürlich: Machen wir es transparent? Das ist eine andere Frage. Machen 
wir es einfacher und viel kürzer? Dann ist immer die Gefahr, wie wir das im Metzlerbo-
gen in der Vergangenheit eben hatten, dass da bestimmte Dinge vielleicht nicht gefragt 
werden, bestimmte Dinge einfach nicht erhoben werden können, sodass die Bedarfe 
nicht erkannt werden. Das muss man einfach immer in diesem Zusammenhang wis-
sen. Ich wollte das einfach mal erläutert haben, dass wir in diesem Zwiespalt auch als 
Leistungsträger hängen.  

Auf die Frage von Herrn Sonne von Bündnis 90/Die Grünen, warum das Land und 
warum nicht der Bund: Das ist das, was Frau von Hebel auch erläutert hatte. Unser 
Ansprechpartner ist natürlich in diesen Fragestellungen erst mal das Land. Wir haben 
in anderen Fragestellungen auch die Zielrichtung gegenüber dem Land, was natürlich 
die 43a-Regelung im SGB XI anbelangt. Das ist aber ein ganz anderes Spiel.  

Hier muss man aber auch ganz klar sagen: Wenn wir sagen „Vorrang der Pflege“, 
bedeutet das ja nicht, dass die Menschen vorrangig im Pflegesystem bleiben, sondern 
es bedeutet die Gleichberechtigung von Menschen mit und ohne Behinderung im 
SGB XI, was insbesondere die stationären Leistungen betreffen würde, damit auch 
hier eine Entlastung bei den Landschaftsverbänden erst mal rein fiskalisch passiert.  

Dirk Rist (Landschaftsverband Rheinland): Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Liebe Kollegen! Abschließend noch zu diesem ganzen Thema 
„Effizienz, Verfahren, Bürokratisierung“: Dieses Bedarfsermittlungsinstrument ist bun-
desgesetzlich vorgesehen, aber da können wir eben auch besser und schlanker wer-
den. Das ist ein Prozess, den wir hier auch sehr selbstkritisch in den letzten Jahren 
festgestellt haben. In fast allen Bundesländern werden derzeit die Bedarfsermittlungs-
instrumente überarbeitet. Wir arbeiten in NRW an einem BEI 2.0, was ein appgestütz-
tes und auch standardisiertes Verfahren vorsieht, wo es dann hoffentlich für alle Be-
teiligten demnächst auch flotter geht. Insofern: Die eigenen Hausaufgaben müssen wir 
da auch machen; das nehmen wir auch selbstkritisch an.  

Zu den ganzen sonstigen Fragen. Was sind die Hauptkostentreiber? Wie kann eine 
Finanzierungslast aussehen? Wo sind die Stellschrauben? Ich möchte sehr positiv 
vorweg sagen – ich hoffe, die meisten von Ihnen, zumindest die, die in der Szene 
unterwegs sind, bestätigen das –: Wir haben in NRW bundesweit, wie ich meine, mit 
eine der besten Infrastrukturen in der Eingliederungshilfe. Die meisten Behinderungen 
sind mittlerweile im Laufe des Lebens erworben. Ich möchte mit einer erworbenen 
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Behinderung in keinem anderen Bundesland leben – vielleicht in einem oder zwei an-
deren Stadtstaaten, aber in keinem anderen Flächenland –, was die Versorgungsstruk-
tur und -qualität anbetrifft. Das ist eine gemeinsame Erfolgsgeschichte der Freien 
Wohlfahrt und der öffentlichen Träger und in NRW der kommunalen Träger. Das, finde 
ich, sollte man immer auch wieder vorweg stellen. Wir haben ein sehr, sehr gut aus-
gebautes System, und es gilt auch, diese Struktur dauerhaft zu retten. Das ist das Ziel 
aller Beteiligten.  

Wir sind, was die Kosten anbetrifft, nicht die billigsten. Das gehört auch zur Wahrheit. 
Wir haben sehr viel ambulantisiert in den letzten Jahren. Früher stand ja vor allem das 
Thema „Wohnen“ auch im Fokus. In NRW leben mittlerweile 70 % aller Leistungsbe-
rechtigten, die soziale Teilhabeleistungen haben, in der eigenen Häuslichkeit, also 
nicht mehr im Heim. Das ist ein riesiger gemeinsamer Erfolg in den letzten 20, 25 
Jahren zusammen mit der Freien Wohlfahrt, was auch dazu geführt hat, dass insofern 
unsere Fallkosten beim Wohnen nicht mal über Bundesschnitt liegen. Das liegt aber 
an der hohen Ambulantisierung – wenn man ehrlich ist. In den stationären Heimen, 
sozusagen besonderen Wohnformen, sind wir recht teuer bundesweit. Das liegt aber 
daran, dass in NRW gerade dort auch Menschen mit besonders hohem Unterstüt-
zungsbedarf leben. Ich will sagen: Wir haben ein grundsätzlich sehr hohes qualitatives 
Niveau, was eben auch seinen Preis hat.  

Die wesentlichen Treiber wurden angesprochen. Frau Oellers fragte nach strukturellen 
Kosten. Herr Dr. Vincentz, maßgebliche Preistreiber sind im Grunde eben nicht nur die 
Lohnentwicklungen, wie immer auch wieder gesagt wird. Die meisten Aufwendungen 
sind ja Transferaufwendungen für die Leistungsanbieter. Ja, da haben wir hohe Tarif-
abschlüsse in den letzten Jahren gehabt usw. Wir haben aber eben auch einen Fall-
zahlanstieg. Wenn Sie sich das gerade im Elementarbereich angucken: Das ist schon 
verrückt, wie viele Kinder schon im Kitaalter neu ins System kommen. Im Erwachse-
nenbereich haben wir auch deutliche Steigerungsraten jedes Jahr allein bei uns in 
NRW von 1.000, 1.500 bei einer Basis von 60.000, 70.000. Also es geht weiterhin 
ständig neu ins System und dort vor allem Menschen mit psychischen Behinderungen.  

Da sind natürlich vor allem die Regelsysteme gefragt; das ist heute schon angespro-
chen worden. Natürlich haben wir ein strukturelles Problem immer noch, wenn die 
Rentenversicherung lieber jemanden recht schnell als erwerbsunfähig bezeichnet, der 
damit zwar von denen vielleicht eine Mini-Rente bekommt, aber damit ins System der 
Eingliederungshilfe fällt und damit alle Vorrangigen, auch die BA usw., sich rauszie-
hen. Da können wir auch wenig steuern in der Frage: Wann kommt jemand neu ins 
System? Die Tariflohnentwicklung ist auch, wie sie ist.  

Ein weiterer Preistreiber, den wir auch nur wenig bis gar nicht steuern können, ist der 
komplexere Hilfebedarf, da die Menschen zum Glück auch immer älter werden. Wir 
haben die erste WfbM-Rentnergeneration, für die wir Tagesstrukturangebote dem-
nächst neu brauchen, weil wir da blank sind. Ältere Menschen haben komplexere und 
höhere Unterstützungsbedarfe, was ein qualitativer Faktor ist, der es teurer macht.  

Zur Verteilung, zum Geld. In der Diskussion zum BTHG 2015, 2016 – das hat auch 
Eingang in den damaligen Koalitionsvertrag der Bundesregierung aus CDU, CSU und 
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SPD gefunden – ging man von der These aus: Eingliederungshilfe ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe. Damals haben wir bundesweit 15 Milliarden ausgegeben. 
Deswegen kam es zu den 5 Milliarden, die die damalige Bundesregierung dann den 
Kommunen als Entlastung zur Verfügung gestellt hat. Also: 15 Milliarden; gesamtge-
sellschaftlich; Dritteltheorie Bund, Länder, kommunale Ebene. Heute geben wir knapp 
30 Milliarden aus bundesweit, und diese 5 Milliarden des Bundes sind nie nach oben 
angepasst und dynamisiert worden. Das ist erst mal ein Faktum. Deswegen ist es na-
türlich absolut berechtigt.  

Herr Sonne, natürlich muss man dann auch sagen, der Bund muss sich stärker betei-
ligen. Aber wahr ist auch: Bei den Regelsystemen kann der Bund auch indirekt eigent-
lich eine Menge tun. Hätten wir nicht diese Diskriminierung im 43a in der Pflege – der 
Kollege hat es eben angesprochen –, hätten wir auch deutlich höhere pflegerische 
Anteile, die über die Pflegeversicherung gezahlt würden, die wir dann nicht aus kom-
munalen Steuermitteln zahlen müssten.  

Es wurde gefragt: Wie sieht eine gerechte Verteilung eigentlich aus? Ich finde diesen 
Ansatz richtig, zu sagen: gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Dann hätten wir bei 30 Mil-
liarden heute einen Bundesanteil von 10 Milliarden. Das Land müsste sich dann aller-
dings auch anteilig an den Kosten der Eingliederungshilfe nach dieser Drittellogik be-
teiligen. Da sind wir dann schon in der Größenordnung bei um die 2 Milliarden oder 
2,5 Milliarden – je nachdem, wie man rechnet.  

Es wurde darauf hingewiesen, dass die Kommunen und Gemeindeverbände das Land 
verklagt haben beim Verfassungsgerichtshof. In der Tat: ein Verfahren seit sieben Jah-
ren; da passiert gar nichts. Aber wenn man sagt, das ist gesamtgesellschaftlich, ist es 
schlüssig, dass sich das Land beteiligen sollte, aber eben auch der Bund.  

Frau Schneider, Sie haben es so schön gesagt. Genau das ist natürlich das Dilemma. 
Zu sagen, wir müssen Verfahren verschlanken, entbürokratisieren, effizienter machen, 
ist richtig. Aber kriege ich es denn wirklich hin, wenn ich ganz viele nicht steuerbare 
Faktoren habe, in einem System die Kosten zu begrenzen, ohne – das haben Sie ja 
unterstellt – dass sich irgendwas ändert? Nein, das kriegen wir nicht hin. Das kriegen 
wir nicht in der Pflegeversicherung hin, das kriegen wir nicht in der Krankenversiche-
rung hin, nicht in der Jugendhilfe und auch nicht in der Eingliederungshilfe.  

Dann gibt es am Ende des Tages nur zwei Wege. Entweder gebe ich mehr Geld ins 
System – über den Bund, auch über das Land, oder wir als Kommunen müssen immer 
mehr reinbuttern –, oder man geht eben auch an das Leistungsrecht heran. Das sind 
Ideen, die es ja auch in Teilen gibt. Ich kann keinen politischen Willen bei keiner Frak-
tion im Deutschen Bundestag erkennen, dass man an das Leistungsrecht gehen 
möchte. Das kann man fachpolitisch sehr gut nachvollziehen. Aber an irgendeiner 
Stellschraube wird man wohl drehen müssen oder eben nur weiter Geld ins System 
geben.  

Bärbel Brüning (Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): Herz-
lichen Dank für die Möglichkeit der Zuschaltung.  
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Frau Butschkau hat nach einer Vereinfachung der bürokratischen Hürden gefragt. Wir 
haben im Land Nordrhein-Westfalen in verschiedenen Gremien mal eine Sammlung 
aufgemacht, und die Freie Wohlfahrtspflege kann dazu eine Tabelle liefern. Da haben 
insbesondere die Leistungserbringer – aber auch mit Unterstützung der Selbsthilfe – 
mal verschiedene Dinge aufgeführt, wo wir Doppelungen haben, wo wir bürokratische 
Verfahren haben, von denen wir denken, dass sie sich vereinfachen lassen. Die kön-
nen wir Ihnen auch gerne zur Verfügung stellen, denke ich. Da sind viele, viele Bei-
spiele aus dem Alltag aufgeführt.  

Ich muss dazu sagen, dass ich schon der Meinung bin, dass eine Vereinfachung an 
der Stelle für alle Beteiligten im System hilfreich wäre. Ich glaube, dass das sowohl die 
Landschaftsverbände betrifft als auch die Menschen selber, aber auch die Leistungs-
erbringer. Da ist Aufwand, der einzudämmen ist, und zwar nicht nur über Digitalisie-
rung, sondern da lohnt es sich, auf die einzelnen Verfahren zu gucken.  

Die Doppelung von Strukturen oder auch Kontrollen und der Aufwand bei Verhandlun-
gen sind schon angesprochen worden. Auch das möchte ich noch mal sagen: Das ist 
ein großes Hemmnis im Vorwärtskommen, in der Erbringung von Leistungen. Auch da 
kann man, glaube ich, Dinge beschleunigen.  

Die Geschichte hat Herr Rist schön aufgemacht: vom Metzlerbogen bis zu BEI_NRW. 
Ich weiß aus der Praxis, dass die Leistungserbringer manchmal noch beides liefern 
müssen: sowohl den Metzlerbogen als auch den BEI_NRW. Da haben wir schon ein 
gutes Beispiel für Doppelungen. Da muss man, glaube ich, auch in den Verfahren noch 
mal nachschauen, was man möchte. Vom Grundsatz her teile ich: Die Entwicklung des 
BEI ist positiv gelaufen. Die Vereinfachung war notwendig. Dazu gibt es ja auch wei-
tere Überlegungen, die wir vom Grundsatz her auch unterstützen.  

Wir haben Versorgungslücken angesprochen. Danach bin ich auch gefragt worden. 
Das betrifft insbesondere Menschen mit hochkomplexem Unterstützungsbedarf, Men-
schen mit herausforderndem Verhalten. Und das ist ein altes Thema. Mich begleitet 
das mein ganzes Berufsleben in der Eingliederungshilfe, dass wir da Lücken haben. 
Das wäre vielleicht die Idee, wenn wir dazu kommen, doch Dinge zu verschlanken. 
Das wären vielleicht Kostenersparnisse von 5 bis 10 % an der Stelle. Wenn dem so 
wäre, könnten wir uns vielleicht an der Stelle noch was einfallen lassen, dass wir bes-
ser für diese Menschen, die noch nicht gut versorgt sind, sorgen können.  

Zum Thema „Geld“: Ja, da hat Herr Rist auch recht. Entweder man kürzt am Leistungs-
recht, und das habe ich zum Glück auch noch von niemandem gehört. Das ist ja auch 
eine unserer Forderungen, dass selbstverständlich das individuelle Recht bestehen 
bleiben muss; da darf man nicht ran. Das bedeutet natürlich, wenn wir eine Dynami-
sierung der Kosten sehen und mehr Leistungsbezieher, dann werden wir sicher auch 
das Thema „Pflege und älter werdende Menschen mit Behinderung“ für die Zukunft 
prospektiv noch beachten müssen. Insofern wird es eine Dynamisierung der Kosten 
sowohl bei den Personalkosten mit notwendigen Tariflöhnen als auch in Bezug auf die 
Bedarfe geben. Dem müssen wir als Gesellschaft gerecht werden.  
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Damit bin ich auch schon bei der Frage: Warum soll nicht der Bund alles bezahlen, 
wenn er doch das BTHG ins Leben gerufen hat und die Länder damit alleine lässt? Die 
Menschen mit Behinderung zu begleiten und zu versorgen, ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Da gibt es für mich gar keine Frage, sondern es ist für mich eine 
rhetorische Frage: Wer ist an dieser Stelle zuständig? Natürlich müssen die Kosten 
aufgeteilt werden. Insofern unterstützen wir den Antrag der SPD an dieser Stelle aus-
drücklich, dass das Land sich da auch beteiligen muss. Da gibt es für uns überhaupt 
kein Vertun, denn Menschen mit Behinderung haben das Recht – wie alle anderen 
auch –, als Teil der Gesellschaft ihre Rechtsansprüche wahrnehmen zu können, ver-
sorgt und begleitet zu werden, entsprechend ihres Bedarfs. Das gilt für unsere ge-
samte Gesellschaft und gefährdet auch die Solidarität in der Gesellschaft, wenn wir 
nicht dafür sorgen, dass alle Ebenen sich da mit verantwortlich fühlen.  

Ich bin auch gefragt worden von Herrn Dr. Vincentz zur Kritik an stationären Wohnfor-
men und möchte dazu ausdrücklich sagen: Das ist keine grundsätzliche Kritik an sta-
tionären Wohnformen, die heute „besondere Wohnformen“ heißen und die es nicht 
umsonst bei der Lebenshilfe gibt, sondern wir halten es für sinnvoll und für vernünftig, 
wenn Menschen ihr Zuhause in den besonderen Wohnformen haben. Unsere Kritik 
bezog sich auf die vorgesehene alleinige Förderung von 24er-Häusern. An der Stelle 
haben wir gesagt – dabei bleiben wir auch –, dass wir eine Vielfalt an Wohnangeboten 
brauchen.  

Wie kann man das angesichts der allgemeinen Wohnungsnot gewährleisten? Bauen 
ist in Deutschland leider sehr schwierig geworden – teilweise auch aufgrund von Bü-
rokratie. Da ist unser Gedanke – da kommen wir zu dem Thema „inklusive Strukturen 
aufbauen“ –: Das ist keine Lösung für aktuelle Problematiken, aber längerfristig müs-
sen wir auf alte Konzepte der Sozialraumorientierung zurückkommen und Solidarität 
und Gemeinschaftssinn in den Regionen stärken und fördern. Das heißt auch, sich mit 
anderen zusammenzuschließen, die die gleiche Problematik haben. Ich nenne mal als 
Beispiel die Altenpflege oder die Kinder- und Jugendhilfe, die auch für Wohngruppen 
usw. Wohnraum brauchen. Es geht darum, dann in den Kommunen gemeinsam zu 
gucken und auch trägerübergreifend und auch über die Eingliederungshilfe hinaus zu 
denken. Denn die Separierung nützt uns nichts, sondern wenn wir Inklusion wollen, 
dann brauchen wir auch langfristig inklusive Strukturen. Dann brauchen wir Menschen 
vor Ort – die müssen auch finanziert werden –, die solche Dinge koordinieren und in 
Gang setzen können. Dann haben wir vielleicht bessere Chancen als jetzt, wenn jeder 
auch im sozialen Bereich in Konkurrenz zueinander geht, denn das halte ich für nicht 
besonders klug. Insofern glaube ich, dass wir an der Stelle auch gesamtgesellschaft-
lich noch was tun können.  

Was die Entbürokratisierung angeht, unterstützen wir auch die Digitalisierung. Das ist 
gestern noch in Berlin Thema gewesen: die Sozialstaatsreform mit der Digitalisierung 
und der Vereinfachung von Leistungsanträgen. Das wäre ja eine Möglichkeit, dass 
nicht alle einzeln auf Bundesebene, Landesebene bis in die Kommunen schauen, wie 
sie weiter digitalisieren können, sondern von Anfang an die Menschen mit Behinde-
rung und die Eingliederungshilfe mitdenken.  
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BEI_NRW und Bedarfsentwicklung: Da muss man ja auch sagen, dass wir viele Er-
wachsene und ältere Menschen haben – gerade die, die in besonderen Wohnformen 
leben –, bei denen sich der Bedarf nicht wesentlich ändert. Das ist bei uns auch so. 
Da gibt es vielleicht einen zunehmenden Pflegebedarf, oder die eine oder andere 
Krankheit kommt hinzu, aber die grundsätzliche Behinderung ändert sich nicht. Da er-
lebe ich schon, dass auch ein Verständnis dafür da ist, da noch mal zu prüfen, ob man 
immer und immer wieder neu Unterlagen einreichen muss, sodass auch die Leistungs-
erbringer mit den Menschen zu Ärzten rennen müssen, weil dieselben Diagnosen, die 
man seit Jahren einreicht, immer wieder eingereicht werden müssen. Das sind Dinge, 
die für die Menschen wirklich gruselig sind.  

Ich wurde gefragt: Wie erleben die Menschen das, als Kostenfaktor gesehen zu wer-
den? Ich hoffe, dass viele Menschen diese Diskussion so intensiv gar nicht erleben. 
Jeder Einzelne von uns kann sich vorstellen, was das bedeutet, wenn man den Ein-
druck hat: Ich bin ein Kostenfaktor, über mich wird nur noch im Sinne von Finanzen 
gesprochen. – Das möchte ich auch so allgemein nicht sagen, dass das so erlebt wird. 
Jedenfalls ist mir das nicht zurückgemeldet worden, und wir sollten auch tunlichst nicht 
daran denken, so zu reden. Man bekommt in den Diskussionen manchmal den Ein-
druck, dass das so ist. Das erlebe ich heute im Übrigen nicht so. Das finde ich auch 
etwas tröstlich in der Debatte um mögliche Kürzungen in der Eingliederungshilfe.  

Ich glaube, wir werden nicht kürzen können. Wir werden über Verfahren reden müs-
sen, wo wir einsparen können, und zwar alle Beteiligten – das glaube ich sehr wohl –, 
über langfristige Strukturen und auch über den Tellerrand hinaus gucken müssen, sich 
mit anderen zusammenzuschließen, um ernsthafte inklusive Strukturen zu schaffen 
und Teilhabemöglichkeiten für einzelne Menschen.  

Damals hieß das noch „Ambulantisierung“. Heute würde man so ein Wort hoffentlich 
nicht mehr in den Mund nehmen. Die Idee ist damals auch von den Landschaftsver-
bänden mit forciert worden, Menschen in Wohnraum, auch in Wohnungen, unterzu-
bringen. Menschen mit Behinderung, die aus einer besonderen Wohnform ausgezo-
gen sind und in einer Wohnung leben, sind sehr froh über die gewonnenen Freiräume. 
Sie können sicher sein, dass die das Gleiche sagen wie wir, die diese Möglichkeit ganz 
selbstverständlich haben. Wenn es dann um individuelle Teilhabe geht, denke ich, 
müssen wir auch in die Sozialräume noch mal anders schauen.  

Christian Woltering (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Zunächst zwei grundsätzliche Erwägungen: Natürlich ist es völlig 
richtig, dass wir uns Gedanken machen über die finanzielle Ausstattung der Kommu-
nen und auch die finanziellen Herausforderungen der Kommunen. Ich halte es aber 
für deutlich verkürzt – vielleicht sogar für einen Fehlschluss –, zu sagen, daran ist die 
Eingliederungshilfe schuld. Und den Eindruck kann man ein wenig bekommen in der 
aktuellen Diskussion. Wir brauchen – daran sind wir als Freie Wohlfahrtspflege selbst-
verständlich auch unmittelbar interessiert – handlungsfähige Kommunen. Aber die Fi-
nanzierungsherausforderungen, die die Kommunen momentan haben, sind nicht 
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ausschließlich auf Grundlage der Eingliederungshilfe. Ich glaube, dass das hier auch 
niemand behaupten würde, aber ich finde es wichtig, das noch mal darzustellen. Denn 
wenn man sich über Lösungen Gedanken macht, dann muss man sie natürlich auch 
ganzheitlich denken und kann das nicht nur an der Thematik der Eingliederungshilfe 
festmachen.  

Herr Rist hat vorhin einige Dinge schon mal gesagt zum Thema „Transparenz“. Das 
halte ich auch für ganz zentral. Wir tun uns überhaupt keinen Gefallen in der Diskus-
sion, wenn wir uns von außen, von oben diese Kostenentwicklung, diese Kostendyna-
mik anschauen und uns nicht anschauen, woher die kommt, was dahintersteckt. Ein 
System jetzt mit Geld zuzuschütten, klingt zwar erst mal einfach, ist aber, glaube ich, 
nicht im Sinne der Sache, sondern da gehört dann schon dazu, dass man sich etwas 
tiefer damit befasst.  

Ich teile vieles, was Herr Rist gesagt hat. Vieles davon ist eine Erfolgsgeschichte. Viel-
leicht müssen wir das auch mal so framen. Dass wir mehr Menschen als jedes andere 
Bundesland ambulant betreuen, ist doch eine Erfolgsgeschichte. Dass wir inzwischen 
eine hohe Tarifbindung bei den Trägern haben, ist doch eine Erfolgsgeschichte. Dass 
wir die Menschen in den Einrichtungen gut bezahlen – wir sagen seit Jahrzehnten, 
dass wir gute Arbeitsbedingungen auch in der Eingliederungshilfe brauchen –, ist doch 
eine Erfolgsgeschichte. Dass wir mittlerweile auch mehr Menschen mit psychischen 
Behinderungen in Einrichtungen der Eingliederungshilfe betreuen, ist doch auch eine 
Erfolgsgeschichte. Das kann man doch gar nicht anders sehen, wenn man weiß, dass 
diese Menschen vorher in der Regel keine Unterstützung bekommen haben und mit 
ihren Problemen in vielen Fällen alleingelassen wurden.  

Insofern geht es nicht darum, zu sagen, irgendwie hat sich ein System verselbststän-
digt und eine Kostenentwicklung aus sich heraus losgetreten, sondern das hat Gründe, 
und diese Gründe muss man sich anschauen, wenn man Lösungen für die Herausfor-
derungen finden will, vor denen die Kommunen unzweifelhaft stehen.  

Ich fasse ein paar Fragen zusammen: Wie kann man die Kostendynamiken senken 
ohne Teilhabeverluste? Da teile ich Herrn Rists Einschätzung nicht. Wir haben zuletzt 
durch die Veröffentlichung unseres Gesamtverbandes aus Berlin lesen müssen, dass 
in einer Arbeitsgruppe im Bundeskanzleramt unter Beteiligung unterschiedlicher Mini-
sterien, unterschiedlicher Bundesländer und auch der kommunalen Spitzenverbände 
Lösungen zusammengetragen wurden, die selbstverständlich Verschlechterungen für 
das Leben der Menschen mit Behinderung bedeuten würden, wenn man sie umsetzen 
würde, beispielsweise die Einschränkung der persönlichen Wahlfreiheit, die Ein-
schränkung der persönlichen Assistenz in der Schule, Gruppenbetreuung statt indivi-
dueller Betreuung, die Einschränkung der Gewährung von Hilfsmitteln oder auch für 
die Träger ganz unmittelbar die Frage der Refinanzierung von Tarifsteigerungen. Das 
sind natürlich Verschlechterungen im System, und natürlich werden diese Diskussio-
nen geführt. Dass sie im Hinterzimmer, im stillen Kämmerlein geführt werden und nicht 
in der Öffentlichkeit, ist ganz deutlich zu kritisieren. Und da tut man sich dann, glaube 
ich, als Politik auch keinen Gefallen, wenn man diese Debatten, die man möglicher-
weise führen muss, nicht in der Öffentlichkeit führt, denn da gehören sie hin.  
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Ich persönlich glaube, dass das sehr, sehr herausfordernd wird, die Kosten zu senken – 
bei gleichzeitig immer noch in weiten Teilen nicht umgesetzten Regelungen des BTHG 
oder des Landesrahmenvertrags in Nordrhein-Westfalen. Wir sind ja in der Umsetzung 
des BTHG immer noch nicht über die ersten Schritte hinausgekommen. Das heißt, bei 
einer vollständigen Umsetzung auch des Landesrahmenvertrags müsste man eher 
noch mit steigenden Kosten rechnen, weil wir uns verpflichtet haben als Gesellschaft 
zu mehr individueller Teilhabe, zu mehr Personenzentrierung. Und das ist nicht für 
einen Nulltarif zu haben; das wusste jeder von Anfang an. Umso irritierender ist es, 
dass insbesondere der Bund damals nicht bereit war, sich an einer Dynamisierung der 
Kosten von vornherein zu beteiligen.  

Zu der unmittelbaren Frage, was die Beteiligung des Landes in Nordrhein-Westfalen 
an den Kosten der Eingliederungshilfe angeht: Ich bin da zurückhaltend. Ich sage das 
ganz deutlich. Wir sind da als Freie Wohlfahrtspflege zurückhaltend. Ich sage auch, 
warum. In den Ländern, in denen es eine Landesbeteiligung gibt, ist aus meiner Sicht 
und nach allem, was ich gehört habe, die Situation nicht besser als in Nordrhein-West-
falen; möglicherweise die finanzielle Ausstattung der Kommunen. Wenn man es unter 
rein fiskalischen Gesichtspunkten sieht, kann man sagen: ja. Dann wäre das ein Argu-
ment. Ich glaube, im Sinne der Teilhabe, im Sinne der Menschen mit Behinderung, 
würden wir damit gar nichts gewinnen.  

Die Frage ist nämlich, ob das linke Tasche, rechte Tasche ist. Wenn das Land sich 
stärker an den Kosten beteiligt, dann würde logischerweise die kommunale Familie 
sagen: Dann werden wir von den finanziellen Herausforderungen entlastet. – Wir hät-
ten am Ende ein Nullsummenspiel, hätten aber einen Player mehr am Tisch, der zu 
Recht auch mitreden will. Wenn das Land einen Teil der Kosten mitfinanziert, dann will 
es selbstverständlich – aus meiner Sicht: völlig nachvollziehbar – auch bei den Rege-
lungen in der Umsetzung und in der Gewährung der Leistungen mitsprechen. Wir ha-
ben in Nordrhein-Westfalen jetzt schon eine äußerst komplexe Verhandlungssituation 
zur Umsetzung des Landesrahmenvertrags. Ich denke, da sind alle Beteiligten einer 
Meinung. Das würde aus meiner Sicht nicht leichter werden, wenn da noch ein weiterer 
Partner mit am Tisch sitzt, der auch mitreden will. Und das würde er wollen, wenn er 
Geld bezahlt. Aus meiner Sicht ist das also ein rein kommunalpolitisches Argument. 
Sozialpolitisch ist das nutzlos.  

Was müsste passieren? Ich habe das eben schon mal angedeutet. Selbstverständlich 
müsste der Bund stärker seiner Verantwortung gerecht werden. Und selbstverständ-
lich macht das überhaupt keinen Sinn bei dynamischen Kostenentwicklungen. Die wä-
ren auch ohne Umsetzung des BTHG. Das haben wir in unserem Factsheet, das wir 
Anfang der Woche noch mal veröffentlicht haben, dargestellt. Was die Kostensteige-
rungen in der Eingliederungshilfe angeht, sind 2 % BTHG-bedingt. Der Rest ist auf die 
Argumente zurückzuführen, die Herr Rist und ich eben schon genannt haben. Das sind 
Personalkostensteigerungen, das sind mehr Menschen im System, und das ist insbe-
sondere eine hohe Ambulantisierungsquote, die übrigens auch zu höheren Fallzahlen 
in den besonderen Wohnformen führt. Das ist doch klar. Wenn man möglichst viele 
Menschen aus den besonderen Wohnformen rausbekommt und in die ambulante Un-
terstützung bringt, werden die Restfälle im Schnitt teurer. Das ist fast schon trivial.  
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Insofern gehört dazu, dass der Bund seine finanzielle Beteiligung erhöht und dynamisiert. 
Da haben wir ein gemeinsames Anliegen. Es gehört dazu, offene Finanzierungsfrage-
stellungen zu klären. Das Thema „43a“ und die Frage der Vorrangigkeit von Pflege-
leistungen auch in der Eingliederungshilfe oder umgekehrt der Eingliederungshilfe bei 
Menschen, die pflegebedürftig sind, ist dringend zu klären. Die Regelung auf Bundes-
ebene ist nicht nachvollziehbar. Dass momentan kein Geld in der Pflegekasse ist, ist 
auch allen klar. Insofern ist es nicht trivial, aber es ändert nichts daran, dass es eine 
Fehlsteuerung im System gibt, die dringend behoben werden müsste.  

Drei Maßnahmen zur Teilhabeverbesserung und gleichzeitig zur Kommunalentlastung: 
Das ist im Grunde die Eine-Million-Euro-Frage: Wie kriegen wir es hin, die Kosten zu 
senken und gleichzeitig möglichst nicht nur Inklusionsverluste zu vermeiden, sondern 
eigentlich das umzusetzen, wozu wir uns verpflichtet haben, nämlich eine stärkere 
Personenzentrierung und eine größere Teilhabe?  

Punkt eins. Bürokratische Hürden. Ich kann mich nur dem anschließen, was in Sachen 
„Bedarfsermittlung“ gesagt wurde. Mit Sicherheit haben wir noch Ressourcen, was die 
Digitalisierung angeht. Wir haben mit Sicherheit Möglichkeiten zur Entlastung, was die 
Dokumentation angeht. Wir haben Entlastungsmöglichkeiten, was die Schnittstellen 
angeht, beispielsweise zur Pflege. Wir haben hochaufwendige Vergütungsverhandlun-
gen, die sich zum Teil über Monate – mitunter über Jahre – hinziehen, wo wir dringend 
eine Vereinfachung und schnellere Abschlüsse brauchen. Insgesamt, glaube ich, brau-
chen wir ein bisschen mehr Vertrauen im System und weniger Kontrolle. Wir müssen 
weg von einer Verfahrenssteuerung hin zu einer Wirkungssteuerung. Wenn wir das 
hinkriegen, haben am langen Ende die Fachkräfte auch mehr Zeit, das zu tun, wofür 
sie diesen Job mal begonnen haben, nämlich mit den Menschen zu arbeiten und nicht 
sich in der Bürokratie zu verlieren.  

Eine zweite Möglichkeit, die wir dringend stärker unterstützen müssen, ist, die nied-
rigschwelligen Angebote im Sozialraum noch stärker auszubauen und noch weiter zu 
fördern, damit wir insbesondere Menschen, die vielleicht gar nicht unmittelbar ins Sys-
tem der Eingliederungshilfe müssten, vorher unterstützen, vorher versorgen und damit 
am langen Ende höhere Kosten sparen.  

Das Dritte ist: Wir müssen dringend die Unterstützungsangebote für Familien aus-
bauen, damit es insbesondere bei Kindern mit Behinderung möglichst lange möglich 
ist, diese Kinder im familiären Kontext zu versorgen. Dafür müssen wir aber die Unter-
stützungsangebote für Familien mit behinderten Kindern ausbauen. Ansonsten sind 
die Familien alleinegelassen und nicht in der Lage, ihre Kinder lange zu betreuen.  

Das wären drei Beispiele, mit denen man zumindest in einem ersten Schritt Kosten 
reduzieren könnte und gleichzeitig was für die Menschen mit Behinderung und deren 
Familien tun würde.  

Dr. Michael Spörke (SoVD Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank, dass wir heute hier 
zu diesem sehr wichtigen Thema diskutieren können. Das ist aus meiner Sicht lange 
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fällig, dass wir hier im Landtag über dieses Thema miteinander sprechen. Vielen Dank 
auch für die zahlreichen Fragen.  

Wie sehen Menschen mit Behinderung diese Diskussion? Da bin ich sehr bei Herrn 
Woltering. Es ist ganz und gar nicht so, dass Menschen mit Behinderung, die Eingliede-
rungshilfe benötigen, sich von dieser Debatte, wie sie jetzt gerade läuft, nicht bedroht 
fühlen; im Gegenteil.  

Jüngstes Beispiel, was mich sehr bewegt hat: Ich war vor knapp zwei Wochen einge-
laden zu einer Diskussionsveranstaltung von Menschen, die Assistenznehmerinnen 
sind. Und diese Menschen haben real Angst, weil diesen Menschen schon jetzt, wo wir 
die Umsetzung des BTHG noch gar nicht voll haben, die Finanzierung für ihre Assis-
tenz auf Beträge gedeckelt wird, wo sie teilweise diese Menschen, die dann Assistenz 
leisten, nicht mehr finden für dieses zu wenige Geld. Damit produziert man einen Fach-
kräftemangel, weil die Menschen dann das Personal nicht mehr finden für eben den 
zu geringen Stundensatz. Das würde, wenn das so weitergeht, für diese Menschen 
auch bedeuten, dass sie ihr selbstbestimmtes Leben in der eigenen Häuslichkeit mit 
Assistenz so nicht mehr leben könnten, weil sie einfach niemanden mehr finden.  

Das sind ganz reale Probleme, die wir jetzt schon haben, losgelöst von den Kürzungs-
debatten im Rahmen der Eingliederungshilfe-Diskussion. Es ist ja nicht so, dass über 
das Thema „Kosten in der Eingliederungshilfe“ gerade wertfrei gesprochen würde, 
sondern wir nehmen die Debatte ganz klar als eine wahr, bei der es darum geht, über 
Einsparungen im System zu reden, nämlich bei den Leistungen. Es ist aus unserer 
Sicht eine sehr gefährliche Debatte und auch der völlig falsche Hebel.  

Das merkt man auch an bestimmten Begrifflichkeiten, die in der Diskussion benutzt 
werden. Deswegen spreche ich das hier auch mal an, weil da auch gegebenenfalls 
Bilder erzeugt werden, wie Menschen mit Behinderung leben, die einen falschen Blick-
winkel eröffnen. Menschen mit Behinderung sind weit davon entfernt, unter irgendwel-
chen Goldstandards zu leben, die wir uns jetzt angeblich nicht mehr leisten können. 
Fakt ist: Eingliederungshilfe soll – dafür ist sie da – Menschen mit Behinderung zu 
einem selbstbestimmteren Leben verhelfen. Das sind eben keine überhöhten Stan-
dards, sondern das ist das, was die Menschen brauchen.  

Ich persönlich kenne niemanden, der diese Hilfen in Anspruch nimmt, der irgendetwas 
einfordert, was er nicht wirklich zwingend bräuchte, um selbstbestimmt leben zu kön-
nen. Das sind keine überhöhten Forderungen. Deswegen frage ich mich und wir als 
SoVD, wie man da ernsthaft Leistungen einschränken will, ohne von dem Ziel des 
selbstbestimmten Lebens für Menschen mit Behinderung als Gesellschaft abzurücken. 

Wo wären jetzt Punkte, um die in der Tat hohen Kosten in diesem Bereich in den Griff 
zu bekommen? Da ist mir zuerst wichtig, darauf hinzuweisen, dass wir als Behinder-
tenverbände, als das BTHG im Gesetzgebungsverfahren war, schon davor gewarnt 
haben, dass diese doppelte Zielsetzung des Gesetzes so vermutlich nicht funktionieren 
kann: mehr Personenzentrierung, mehr selbstbestimmtes Leben und Kosten sparen. 
Das war von Anfang an der Ansatz beim BTHG. Das ist eine schwierige Doppelung, 
die so zumindest für den Beginn eines Umwandelns im Leistungsverfahren nicht 
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funktionieren kann. Das sehen wir jetzt auch einfach praktisch, dass es so nicht funk-
tionieren kann. Wenn ich ein System ändere für mehr Selbstbestimmung und mehr 
Personenzentrierung, dann kostet es erstmal mehr Geld. Das ist bei Systemverände-
rungen meistens der Fall. Und das haben wir jetzt.  

Dann – das ist schon mehrfach gesagt worden – sind die Kostentreiber eben auch 
Faktoren, an denen man schlecht was drehen kann; Stichwort „Tariflöhne“. Das ist ein 
Punkt, wo auch niemand aus meiner Sicht ernsthaft darüber nachdenken könnte, da-
ran drehen zu wollen, denn die Tariflöhne sind ein hohes Gut und richtig und wichtig. 
Das will ich auch gleich sagen.  

Was aber sehr wohl ein Thema sein muss, ist – das ist hier auch schon mehrfach 
richtig gesagt worden –: Die Eingliederungshilfe sollte nie gedacht sein als Ausputzer 
für das, was Gesellschaft in bestimmten Bereichen in den Regelsystemen nicht schafft 
oder nicht schaffen will. Das ist nicht Aufgabe der Eingliederungshilfe.  

Da muss man auf aktuelle Dinge gucken. Ich nenne mal das Stichwort „KiBiz“, aber 
auch den Bereich Schule, wo man sich fragen muss: Sind nicht diese Regelsysteme 
dafür zuständig, dann Bedarfe zu finanzieren, und nicht die Eingliederungshilfe? Das 
gehört zur Wahrheit, denke ich, auch dazu.  

Warum sind die Regelsysteme nicht willens, diese Kosten zu übernehmen, und schie-
ben es in die Eingliederungshilfe ab? Stichwort „inklusive Gesellschaft“: weil wir genau 
von der noch sehr weit entfernt sind. Da sind wir eben bei der Verantwortung von Bund, 
Land und Kommunen und von allen anderen Trägern der öffentlichen Belange und von 
der ganzen Gesellschaft, aber bei diesen drei Ebenen in erster Linie.  

Die UN-BRK ist ratifiziert worden und gilt seit 2009. Die ist kein Wünsch-dir-was, son-
dern eine verbindliche Gesetzgebung mit dem Rang eines Bundesgesetzes und ist 
ernst zu nehmen und umzusetzen. Das BTHG sollte im Sinne dieser UN-BRK gedacht 
werden und auch entsprechend umgesetzt werden. Das scheint mir aus dem Blick zu 
geraten. Als SoVD gewinnen wir den Eindruck, dass insgesamt das Thema „Inklusion“ 
immer mehr als ein Nice-to-have gesehen wird und nicht als etwas, was wir als Auf-
gabe haben, was Politik sukzessive umzusetzen hat.  

Damit sind wir auch beim Thema der inklusiven Infrastrukturen in unseren Städten und 
Gemeinden. Damit sieht es nicht gut aus. Wenn es da hapert, wenn Dinge nicht vor-
handen sind, wenn Inklusion nicht wirklich gelebt wird, dann ruft man nach der Einglie-
derungshilfe, und auch so entstehen hier Kosten, die nicht im Sinne dessen sind, was 
die UN-BRK als inklusive Gesellschaft einfordert.  

Ein anderer Punkt – auch darüber müssen wir reden – sind die Verwaltungsabläufe. 
Dass wir in NRW zwei verschiedene Systeme bei der Durchführung von Bedarfser-
mittlungen haben, ist sicherlich etwas, worüber man reden muss.  

Auch bei der Bedarfsermittlung ist es aus unserer Sicht so, dass zumindest langfristig 
Kosten gesenkt würden, wenn man bestimmte Verwaltungsstrukturen so ausrichtet, 
dass sie im Sinne der Menschen gedacht sind, die die Leistungen brauchen. Die Liste 
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an Vorschlägen, die es dazu gibt, ist vorhin schon von Frau Brüning erwähnt worden. 
Darüber muss man reden.  

Der Zukunftsdialog des Landes wurde eingeleitet mit der Maßgabe, das seien keine 
Dialoge, bei denen man das Wünsch-dir-was formulieren würde, sondern man hätte 
sich an den Realitäten zu orientieren. Diese Realitäten sind ja nicht in Stein gemeißelt. 
Das ist ja eine Interpretation, wie die Realitäten gerade sind.  

Dann sind wir beim Thema der Einnahmen für die öffentlichen Haushalte. Nach unse-
rer festen Überzeugung muss man, bevor man über Einschnitte spricht bei Menschen, 
die nun wirklich nicht zu denjenigen in der Gesellschaft gehören, die besonders luxu-
riös leben, darüber sprechen, wie man die öffentlichen Haushalte – Bund, Land und 
Kommunen – über die Einnahmeseite besser ausstatten kann. Dieser Punkt fehlt uns 
in der aktuellen Diskussion zur Eingliederungshilfe bisher sehr. Dadurch ist es eine 
sehr eingeengte Spardiskussion.  

Man hat gesehen in dem ersten durchgeführten Workshop im Rahmen des Zukunfts-
dialogs des Landes zum Thema „Wohnen“, dass schon vollführte Richtungsänderun-
gen des Landes beim Bereich „Wohnen“ eben nicht in die richtige Richtung führen, 
sondern zu weniger Selbstbestimmung bei Menschen mit Behinderung führen können. 
Davor sei gewarnt, diesen Weg weiterzugehen.  

Wir müssen diese Diskussion in der Eingliederungshilfe führen mit der klaren Zielset-
zung, dass wir Inklusion wollen, dass wir davon nicht abrücken, dass Selbstbestim-
mung auch für Menschen mit Behinderung unser gemeinsames Ziel bleiben muss. 
Dann muss man darüber reden, welche Dinge wir brauchen, um das gewährleisten zu 
können.  

So, wie die Diskussion jetzt geführt wird, ist sie einseitig zulasten der Menschen mit 
Behinderung. Das ist falsch und nicht zielführend, sondern würde, wenn wir sie so 
weiterführen, eher zu einer sozialen Verschärfung in unserem Land führen, die wir alle 
nicht wollen können.  

Carsten Ohm (Sozialverband VdK – Nordrhein-Westfalen): Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete, vielen Dank für die 
Fragen, die Sie gestellt haben. Es ist jetzt schon sehr viel Richtiges und Wichtiges 
gesagt worden. Es sind sehr viele Fragen an alle hier anwesenden Sachverständigen 
gestellt worden, sodass ich jetzt versuchen werde, nicht mehr auf alle Fragen einzu-
gehen, um Wiederholungen zu vermeiden, und versuche, vor allem die Fragen zu be-
antworten, die an uns als VdK gestellt worden sind.  

Ich fange an bei den Fragen von Frau Butschkau zur Vereinfachung und Beschleuni-
gung von Verfahren. Dazu ist auch schon viel gesagt worden, gerade zum Thema 
„unterschiedliche Bedarfsfeststellungsverfahren und sehr aufwendige Bedarfsermitt-
lungsverfahren“. Da begrüßen wir sehr, dass diese Verfahren jetzt noch mal kritisch 
geprüft werden und auch ganz im Sinne der Leistungsberechtigten noch mal geschaut 
wird: Welche Fragen müssen gestellt werden? Wo kann man Dinge bündeln und auch 
einfacher machen?  
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Wichtig ist, dass das Verfahren für die Betroffenen weiterhin transparent und nachvoll-
ziehbar bleibt und idealerweise am Ende dieses Prozesses auch nachvollziehbar wird – 
erstmals –, wie denn überhaupt aus dem, was festgestellt wurde an Bedarf, am Ende 
auch die konkreten Fachstunden sich berechnen. Das ist nämlich im Moment noch 
eine Blackbox für viele Menschen, die gar nicht wissen, warum. Das ist für viele Men-
schen einfach nicht genau nachvollziehbar.  

Die unterschiedlichen Zuständigkeiten gerade für Kinder und Jugendliche mit Behin-
derung vor allem beim Übergang ins Erwachsenenleben führen immer wieder zu Prob-
lemen. Auch da ist es gut, wenn dieses gesetzgeberisch demnächst noch mal ange-
gangen wird. Das Stichwort „große Lösung Kinder- und Jugendhilfe“ ist ja hier auch 
schon gefallen. Da wird ja demnächst was entwickelt werden.  

Versorgungslücken sind schon genannt worden. Ich will noch ein paar Stichworte dazu 
nennen. Menschen mit einem hohen Unterstützungsbedarf haben heute sehr große 
Probleme, Bildungsaktivitäten, insbesondere im Erwachsenenbereich, zu entwickeln. 
Es fehlen weiterhin, insbesondere im ländlichen Bereich, sehr stark Wohnplätze für 
Menschen mit besonderem Unterstützungsbedarf und auch Menschen, die in einer 
Werkstatt für Menschen mit Behinderung nicht wirklich gut arbeiten können oder un-
tergebracht werden können, weil keine gute Tagesstruktur dort angeboten werden 
kann. Für die fehlen weiterhin Alternativen.  

Die Frage, was es mit den Menschen macht, wenn nur noch über die Kosten gespro-
chen wird, wird an uns durchaus hin und wieder herangetragen, vor allen Dingen von 
Eltern von Kindern mit Behinderungen, die ihr ganzes Leben lang sich um ihre Kinder 
gekümmert haben, sie lange auch in ihrer eigenen Häuslichkeit betreut haben und die 
jetzt dazu nicht mehr in der Lage sind und versuchen, die Kinder dann in besonderen 
Wohnformen oder in anderen Einrichtungen unterzubringen, und dann Dinge hören 
wie: Das ist keine Luxusversorgung oder kein Fünf-Sterne-Hotel, wir können hier nur 
drei Sterne bieten. – Solche Begrifflichkeiten fallen da, und das stößt diese Menschen 
sehr vor den Kopf und beleidigt sie auch. Deshalb sind wir da der Auffassung, dass 
wir sehr vorsichtig sein müssen mit dieser Einengung auf die Eingliederungshilfe als 
Kostenfaktor und auch damit, wie wir mit den Menschen umgehen und reden.  

Herr Sonne hatte die Frage gestellt: Warum soll das Land die Finanzierungslücke 
schließen? Wir sind der Auffassung, dass alle – Bund, Land und Kommunen – gefor-
dert sind in dieser Frage und das Land vor allen Dingen dafür die Zuständigkeit hat, 
inklusive Lebensverhältnisse zu schaffen in Nordrhein-Westfalen. Das ist uns nicht so 
gelungen, wie wir das erwartet hätten und uns vorgestellt hatten. Letztlich zählt für uns 
das Ergebnis. Die Kosten der Eingliederungshilfe müssen getragen werden. In wel-
chem Verhältnis das zueinander steht, ist eine Aushandlungssache, die zwischen die-
sen staatlichen Ebenen erfolgen muss. Wenn die Situation aber so bleibt, wie sie im 
Moment ist, dass das Geld einfach fehlt, das bei den Kommunen ankommt und da 
erforderlich ist, dann ist das natürlich eine Möglichkeit, diese Lücke zu schließen, in-
dem das Land da die Finanzierung übernimmt.  

Frau Oellers hatte nach drei konkreten Maßnahmen gefragt, die das Leben der Men-
schen mit Behinderung verbessern könnten und gleichzeitig Kosten eindämmen 
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könnten. Über die Zuständigkeit haben wir schon gesprochen. Die sollte man sich noch 
mal anschauen. Was Menschen mit Behinderung aber vor allen Dingen benötigen, ist 
in diesem komplizierten System der Zuständigkeiten eine gute Beratung und auch eine 
Begleitung in den Verfahren. Die haben wir im Moment auch noch nicht. Dafür gibt es 
schon Strukturen. An der Stelle würden wir uns aber noch eine Verbesserung erhoffen 
und erwünschen.  

Dann kam von Frau Schneider die Frage, wie die Kostendynamik langfristig begrenzt 
werden kann. Da bin ich wie die Vorrednerinnen und Vorredner der Meinung, das wird 
nicht möglich sein. Es wird im Verwaltungsbereich vielleicht Einsparungsmöglichkeiten 
geben bei den Verfahren, aber grundsätzlich werden wir angesichts der demografi-
schen Entwicklung insgesamt weiterhin hohe Kosten haben in der Eingliederungshilfe.  
Das liegt auch an dem, was Michael Spörke eben unter anderem geschildert hat, aber 
auch Frau von Hebel, dass das Regelsystem in Nordrhein-Westfalen und in Deutsch-
land nicht so ist, dass es die Menschen mit einem hohen Unterstützungsbedarf auf-
nehmen kann. Wenn an der Stelle mehr investiert würde in die inklusive Infrastruktur, 
dann könnten wir zumindest langfristig mit Einsparungen rechnen.  

Dann kam die Frage nach einer gerechten und langfristigen Finanzaufteilung zwischen 
Bund, Land und Kommunen. Da hatten wir in der Stellungnahme schon die Idee ein-
gebracht, die eben auch bei Herrn Spörke anklang, dass man sich nämlich die Ein-
nahmeseite genauer anschauen sollte. Deutschland ist, insbesondere was die Vermö-
gen angeht, eine Erbengesellschaft. In den nächsten Jahren werden Billionen Euro 
vererbt werden. Wenn man sich besonders hohe Erbschaften anschaut und besonders 
hohe Vermögen verfassungskonform besteuern würde, könnte man auch in Zeiten ei-
nes wirtschaftlichen Nullwachstums in Deutschland noch hohe Einnahmen generieren. 
Das gilt nicht nur für die Eingliederungshilfe, sondern das gilt für sämtliche Sozialaus-
gaben des Landes. Da könnten Einnahmen generiert werden, die den Menschen zu-
gutekommen würden.  

Im Fall von Erbschaftsteuer und Vermögensteuer sind das ja Gelder, die auch dem 
Land zur Verfügung stünden. Das heißt, gerade das Land hätte ein hohes Interesse 
daran, den Bundesgesetzgeber in diese Richtung zu besorgen. Wir wissen aus den 
Medien, dass das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Erbschaftsteuer erst Ende 
des Jahres erwartet wird und deshalb wohl vorher mit keiner Entscheidung zu rechnen 
ist. Aber an der Stelle sehen wir Handlungsspielräume, um die Finanzlücken zu schließen.  

Das führt mich dann auch zu der Frage von Herrn Vincentz nach einer Streckung der 
Ziele der UN-BRK. Die UN-BRK gilt seit 2009, und seit 17 Jahren strecken wir uns im 
Grunde genommen schon, um die Ziele zu erreichen, in mal langsameren, mal schnel-
leren Schritten, zum Teil auch in Rückschritten, wie sie auch Herr Spörke gerade be-
schrieben hat. Deshalb ist Ihre Frage nach einer Streckung in Zeiten des wirtschaftli-
chen Nullwachstums oder angesichts der Schwierigkeiten von uns natürlich mit einem 
klaren Nein zu beantworten. Wir sehen andere Möglichkeiten, um die Finanzierungs-
lücke zu schließen. Die Ziele müssen aber systematisch nach und nach erreicht wer-
den. Und da können wir nicht auf die Bremse treten, im Gegenteil. Wie viele das hier 
ja schon gesagt haben, sollten wir uns den Zielen und der Zielerreichung verpflichten.  
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Dr. André Jethon (Stadt Lünen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Es 
ist schon viel gesagt worden, sodass ich mich, glaube ich, auf die Fragen von Frau 
Butschkau konzentrieren kann. Frau Butschkau, Sie hatten sich erkundigt nach der 
Rollenverteilung im System und hatten das Thema „Konnexität“ adressiert, wenn ich 
das richtig erinnere.  

Eine Feststellung vorneweg: Der Bund kann sich im geltenden Rechtsrahmen nicht 
direkt an der Eingliederungshilfe beteiligen, selbst wenn er es wollte. Das ist die bittere 
Wahrheit, aber das ist so. Und das müssen wir hier auch berücksichtigen. Ich selber 
halte das persönlich für absolut falsch. Ich habe bis heute nicht verstanden, wie es 
sein kann, dass der Bund Standards in der Sozialgesetzgebung setzt, ohne selbst voll-
ständig in der Kostenverantwortung zu stehen oder aber auch nur die Kostenfolgen im 
eigenen Haushalt zu spüren. Das habe ich bis heute nicht verstanden, sage ich Ihnen 
ganz ehrlich. Das ist aber leider so.  

Das ist auch der Grund. Die Fünf-Milliarden-Entlastung ist ja hier auch schon einige 
Male angesprochen worden. Das ist auch der Grund, warum der Bund damals mit der 
Fünf-Milliarden-Entlastung einen Bypass gelegt hat. Die Fünf-Milliarden-Entlastung 
hat mit der Eingliederungshilfe inhaltlich nichts zu tun.  

Ich darf noch mal an die Fiskalpakteinigung 2012 erinnern. Da hat der Bund gesagt: 
Wir wollen uns an der Eingliederungshilfe beteiligen. Damals lagen die Bruttoausga-
ben bei 15 Milliarden Euro. Dann hat man gesagt: Wir machen Drittel. Ich halte übri-
gens auch viel von dieser Drittellösung. Er hat gesagt: ein Drittel; machen wir 5 Milli-
arden Euro. Dann hat es Arbeitskreise beim BMAS gegeben. Dann hat man irgend-
wann festgestellt: Das in der Eingliederungshilfe zu machen, stößt an rechtliche Gren-
zen. Das habe ich gerade gesagt. Die Eingliederungshilfe wird in den Ländern voll-
kommen unterschiedlich ausgeführt. Im Kern: alles schwierig. Deswegen hat man ge-
sagt: Die Kommunen bekommen die 5 Milliarden Euro, aber über sachfremde Trans-
ferwege, über die Umsatzsteuerverteilung im Kern und über die Bundesbeteiligung an 
den Kosten der Unterkunft. Das hat mit der Eingliederungshilfe nichts zu tun. Die 5 Mil-
liarden sind ja leider auch statisch. Sie wachsen mit der Kostenentwicklung in der Ein-
gliederungshilfe nicht mit. Das sind ja die Probleme, die wir auch auf kommunaler 
Ebene haben.  

Jetzt kann man natürlich sagen, der Bund möge doch diese Beteiligung – diese allge-
meine Kommunalentlastung, die es ist – einfach erhöhen, verdoppeln oder dynamisie-
ren. Das kann man machen. Als Stadtkämmerer bin ich für jeden Euro mehr in der 
Kasse dankbar, aber ich hätte das Geld nicht dafür, um von der Eingliederungshilfe zu 
entlasten. Denn man muss wissen: Wenn wir die 5 Milliarden Euro erhöhen wollten, 
dann können wir das im Kern nur über die Umsatzsteuerverteilung machen und die 
Umsatzsteuer nach Wirtschaftskraft streuen, nicht nach Sozialbelastung. Das heißt, 
wenn wir das erhöhen würden, dann landet die Entlastung dort, wo sie eigentlich nicht 
hingehört. Und diejenigen, die in erheblichem Umfang mit Sozialkosten belastet sind – 
unter anderem die Stadt Lünen –, würden mehr oder weniger ins Leere gucken. Des-
wegen bin ich da sehr, sehr zurückhaltend, wenn man das weiter in einen Sinnzusam-
menhang zur Eingliederungshilfe stellt.  
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Ich selber – das wissen wahrscheinlich die Beteiligten hier auch – habe vehement in 
der Öffentlichkeit gefordert, dass der Bund in die Kostenverantwortung muss. Er muss 
auch die eigene Gesetzgebung im eigenen Haushalt spüren. Aber dafür brauchen wir 
mindestens eine einfachgesetzliche Regelung. Wir müssen das ermöglichen, dass die 
Kosten der Eingliederungshilfe überhaupt übernahmefähig sind. Das ist im Moment 
schwierig, wie gesagt, weil die Eingliederungshilfe keine Geldleistung ist, sondern eine 
Sachleistung. Und der Bund kann sich nur an Geldleistungen beteiligen. Das macht er 
auch an der Grundsicherung im Alter, bei Erwerbsminderung, am Wohngeld. Da macht 
er das. Bei der Eingliederungshilfe kann er es nicht. Das heißt, wir müssen entweder 
überlegen, die Eingliederungshilfe einfachgesetzlich auf einen Geldleistungsanspruch 
umzustellen. Das ist schwierig, wird mir gesagt – möglich, aber schwierig. Die zweite 
Möglichkeit ist, dass wir die Verfassung ändern. Dass das nicht ganz leicht ist, brauche 
ich hier, glaube ich, nicht offen zu betonen. Der Bund ist also im Kern raus.  

Zur Kostendimension: Im Moment sind an Ausgaben in der Eingliederungshilfe 7,5 Mil-
liarden Euro in Nordrhein-Westfalen ausschließlich kommunal zu finanzieren. Das 
Land beteiligt sich mit der Investitionspauschale Eingliederungshilfe im kommunalen 
Finanzausgleich – ich glaube, das sind insgesamt 100 Millionen Euro circa; über den 
Daumen für beide Landschaftsverbände –, aber ansonsten nicht, sodass diese 7,5 
Milliarden Euro im Moment ausschließlich von den Kommunen getragen werden können.  

Jetzt ist gerade die Drittellösung schon angesprochen worden. Die finde ich auch gut. 
Die habe ich auch gefordert: jeder ein dynamisches Drittel, damit die Kostensteigerun-
gen auch fair verteilt werden. Aber als Stadtkämmerer muss ich Ihnen sagen: Ich hätte 
auch nichts dagegen, wenn das Land die Kosten vollständig übernimmt.  

(Heiterkeit) 

Ich kann mir aber vorstellen, dass das vielleicht illusorisch sein könnte. Es wird schon 
gelächelt. Es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe; der muss man sich auch ge-
samtgesellschaftlich stellen.  

Ich gebe Ihnen mal ein Beispiel, was das vor Ort bedeutet. Wie gesagt, ich bin Käm-
merer der Stadt Lünen. Die Stadt Lünen hat ein Haushaltsvolumen von gut 400 Millio-
nen Euro. Der größte Ausgabenansatz ist die Kreisumlage. Über die Kreisumlage wird 
die Eingliederungshilfe finanziert. Wenn man die Kreisumlage mal auseinandernimmt, 
differenziert und guckt, wie viel von der Kreisumlage auf die Eingliederungshilfe ent-
fällt, und zwar in überörtlicher Trägerschaft Landschaftsverband Westfalen-Lippe und 
örtlicher Trägerschaft Kreis Unna, dann sind das für Lünen 40 Millionen Euro jährlich. 
Das sind 10 % vom Haushaltsvolumen. Wir haben ein strukturelles Defizit von 50 Mil-
lionen Euro. Das heißt also, der Hauptverursachungsbeitrag für unsere Finanzmisere 
ist die Eingliederungshilfe. Und das wird man auch sagen dürfen und müssen, Herr 
Woltering.  

Das Problem, das wir in Nordrhein-Westfalen haben, ist, dass wir die Eingliederungs-
hilfe im Umlagesystem haben. Die ist in den Umlagen verborgen. Wenn ich vor Ort in 
Lünen sage „Eingliederungshilfe“, dann sagen mir die Leute sofort: Damit haben wir ja 
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nichts zu tun; das machen die Landschaftsverbände und der Kreis. – Ich sage: Nein, 
wir müssen es doch bezahlen. – Das heißt, es ist im Bewusstsein gar nicht so drin.  

Als Stadt Lünen bezahle ich eine Eingliederungshilfe, wo ich doch von der Fachlichkeit 
und von der Steuerung total weit weg bin. Und das führt zu Debatten auch vor Ort, 
dass man dann sagt: Können die Umlageverbände nicht mit dem Geld umgehen? Wa-
rum wird denn die Umlage wieder teurer? Was ist denn da los? Ich bin froh, dass wir 
dieses Niveau verlassen haben und dass wir viel, viel intensiver in letzter Zeit über die 
Eingliederungshilfe diskutieren. Dafür bin ich sehr, sehr dankbar. Das haben wir jah-
relang nicht gemacht.  

Aber es ist ein Problem, und die kommunale Ebene kann das nicht alleine stemmen. 
Wir brauchen uns nicht zu wundern, dass die kommunale Ebene in NRW völlig über 
Kopf gegangen ist. Ein Verursachungsbeitrag ist die Eingliederungshilfe, aber nicht 
nur, sondern es ist auch die Kinder- und Jugendhilfe, die wir selber auch im Haushalt 
haben. Wir zahlen über die Kreisumlage auch die Hilfe zur Pflege. Das ist auch ein 
Riesenkostenposten, der seit der Einführung der gesetzlichen Pflegeversicherung 
durch die Decke geht. Aber es sind die sozialen Ausgaben, und wir haben als Kom-
munalhaushalt ein Ausgabenproblem. Das ist eindeutig: Wir haben ein Problem auf 
der Ausgabenseite.  

Deswegen ist das Land aus meiner Sicht auch in der Finanzierungspflicht. Ich sehe 
gar keine Rechtfertigung dafür, dass es das nicht tut. Ich finde die Rechtfertigung nicht 
im Flächenländervergleich, und ich finde die Rechtfertigung auch nicht im Finanzver-
fassungsrecht. Auch für die Streuung im Leistungsgeschehen, die wir in der Einglie-
derungshilfe bundesweit landauf, landab haben, steht das Land mit in der Verantwor-
tung, obwohl man die Aufgabe im Kern den beiden Landschaftsverbänden übertragen 
hat. Insofern sehe ich hier das Land in der Verantwortung.  

Konnexität und Bundesteilhabegesetz: Das Bundesteilhabegesetz ist aus meiner Sicht 
ein trauriges Paradebeispiel dafür, wie das bei uns im Fiskalföderalismus läuft. Der 
Bund schafft das Bundesteilhabegesetz und gibt es in den Bundesrat. Im Bundesrat 
wird erkannt, dass damit erhebliche Kostenfolgen verbunden sein könnten. Man hat 
damals im Bundesrat auch schon erahnt, dass auch und gerade der Aufbau von pä-
dagogischem Personal für das Gesamtplanverfahren und Teilhabeplanverfahren ein 
erheblicher Kostenfaktor sein könnte, und das ist auch so geworden. Im westfälisch-
lippischen Landesteil ist das so. Man hat aber trotzdem dem Bundesteilhabegesetz 
zugestimmt, auch das Land Nordrhein-Westfalen unter einer anderen Landesregierung. 
Aber man hat dem zugestimmt und hat sich damit zufriedengegeben, dass es eine 
Finanzevaluation gibt. Und diese Finanzevaluation ist nicht strukturiert worden, sie ist 
politisch entkoppelt worden. Die lief so nebenher. Die ist nach meiner Wahrnehmung 
jenseits der politischen Öffentlichkeit Anfang letzten Jahres veröffentlicht worden, ohne 
dass ich erkennen kann, dass das politisch auch nur annähernd angemessen verwertet 
worden wäre. Da stehen interessante Dinge drin. Aber das ist halt eben das Problem. 
Die beiden Landschaftsverbände haben mit jeweils zwei Mitgliedskörperschaften 
Kommunalverfassungsbeschwerde eingelegt. Das ist gerade schon gesagt worden. 
Die ist sieben Jahre alt. Und wir finanzieren kommunal die Eingliederungshilfe weiter. 
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Zieht man da einen Strich drunter, müsste man salopp sagen: Am Ende des Tages 
landet die Torte immer im Gesicht der Kommunen. So ist das.  

Ich kann zu der Verfassungsbeschwerde en détail und auch zu den Kostenvolumina, 
über die da gestritten wird, nichts sagen. Das möchte ich nicht. Ich bin nicht Beschwerde-
führer.  

Aber zum Thema „pädagogisches Personal für das Teilhabeplanverfahren“ will ich 
noch mal darauf hinweisen: Wenn man zur Kenntnis nimmt, dass wir in erheblichem 
Umfang Personal aufgebaut haben, und wenn die von mir angesprochene Finanzeva-
luation und Wirkungsprognose des BTHG zu der ernüchternden Erkenntnis kommt, 
dass sich die Lebenssituation der Betroffenen eigentlich nicht verändert hat, kann man 
doch nur die Schlussfolgerung daraus ziehen, dass hier Geld im System stecken 
bleibt, was keine Wirkung erzielt. Darüber muss man sehr, sehr kritisch nachdenken. 
Ich hoffe, dass man das auf Bundesebene auch tut.  

Letzte Bemerkung, weil das gerade angeklungen ist: Ich glaube, Herr Rist war es, der 
gesagt hat, an irgendeiner Schraube muss man ja drehen. Das sehe ich auch so. Es 
ist ja dieses Vorschlagsbuch aus dieser internen Arbeitsgruppe rund um das Kanzler-
amt veröffentlicht worden mit Einsparvorschlägen im Bereich der Kinder- und Jugend-
hilfe, im Bereich der Eingliederungshilfe. Dass das alles hochsensibel ist, ist mir be-
wusst. Die Diskussionen darum sind sehr, sehr schwierig. Aber ich halte das für völlig 
legitim, dass Aufgabenträger und Kostenträger sich intern hinsetzen und sich Gedan-
ken machen, was man denn da machen kann. Das kann ich so skandalös nicht finden.  

Letzter Satz: Ich würde mir im Zusammenhang mit dieser Diskussion und mit dieser 
Liste, die sehr, sehr schwer zu führen ist auch im Hinblick auf die Betroffenen, mehr 
sachliche Debatte und weniger Empörung wünschen.  

Julia Fischer-Suhr (Landesbehindertenrat NRW): Einen schönen guten Tag zu-
sammen! Vielen Dank für die Einladung. Ich habe das Vergnügen, für den Landesbe-
hindertenrat zu sprechen, und würde das im Sinne des Dachverbandes so tun, dass 
ich die Ausführungen der Vorredner und Vorrednerinnen vor allem von den Sozial- und 
Selbsthilfeverbänden kurz zusammenfasse und bei der einen oder anderen Thematik 
fokussiere, aber auch konkretisiere.  

Ich würde gerne bei etwas sehr Grundsätzlichem anfangen. Wenn Sie sich die Stel-
lungnahmen der Selbsthilfe- und Sozialverbände anschauen, sehen Sie sehr wenig 
Widersprüche. Das heißt, wir sprechen hier mit einer Stimme im Ganzen, im Grund-
sätzlichen und auch im Einzelnen. Das ist hervorzuheben.  

Eine weitere Tatsache ist, dass die Eingliederungshilfe immer ein Teil des sozialen 
Sicherungssystems bleiben wird. Menschen mit Behinderung werden immer da sein. 
Daher begrüßen wir diese Debatte hier um die nachhaltige Finanzierung der Einglie-
derungshilfe.  

Jetzt zu den einzelnen Punkten. Ich würde gerne beim Punkt von Frau Butschkau an-
fangen. Zunächst mal Grundsätzliches: Dass ein bestimmtes Verfahren im SGB IX 
festgesetzt ist, wie die Bedarfsermittlung erfolgen soll, ist durchaus positiv zu bewerten 
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für die Menschen mit Behinderung. Das ist, glaube ich, hier noch nicht gefallen. Das 
sichert die Rechtsposition der Menschen mit Behinderung gegenüber Kostenträgern 
und weiteren Akteuren. Das heißt, aus diesem Gesetz geht auch die Sicherung eines 
individuellen Rechtsanspruchs für die Menschen mit Behinderung hervor. Darauf kön-
nen sie sich berufen, wenn sie beispielsweise Widersprüche schreiben oder Ähnliches 
oder den Rechtsweg gehen möchten. Daher hier schon einmal der Hinweis: Dass es 
drinsteht, ist gut.  

Was wir eben kritisieren und was hier auch vielfach erläutert worden ist, sind die As-
pekte der Umsetzung. Das möchte ich konkretisieren.  

Das Verfahren müsste wieder näher am Menschen stattfinden. Wir haben im Gesetz 
zwar den Gedanken, dass der Mensch mehr im Mittelpunkt steht, aber in der Umset-
zung sehen wir, dass der Mensch eben durch diesen Prozess immer weiter in den 
Hintergrund rückt. Ich nenne Ihnen ein paar klare Beispiele.  

Es gibt immer noch nicht die Leistung aus einer Hand. Teilhabeverfahren finden fast 
gar nicht statt. Ein Mensch mit Behinderung bekommt teilweise von drei Kostenträgern 
einen Antrag, womit er zur gleichen Sache befragt wird. Sie müssen überlegen: Da 
sitzen drei Menschen, die an der gleichen Sache arbeiten. Die kommunizieren aber 
nicht miteinander, sodass der Mensch mit Behinderung, sein gesetzlicher Vertreter 
oder Angehörige immer mehr Bürokratieaufwand haben, zu kommunizieren und be-
stimmte Gutachten einzuholen. Diese mangelnde Zusammenarbeit an den Schnittstel-
len und die fehlenden Zuständigkeiten kommen bei den Menschen mit Behinderung 
an.  

„Näher am Menschen“ heißt auch, wo es notwendig ist, persönlichen Kontakt zu ha-
ben. Das kann auch Bürokratieabbau sein. Wir haben zurzeit im Land NRW kaum 
Gesamtplankonferenzen, also diese Konferenzen, wo sich alle gemeinsam mit den 
Menschen mit Behinderung – alle Beteiligten, Leistungserbringer, Kostenträger – hin-
setzen und darüber diskutieren, was denn für den Menschen mit Behinderung gut ist. 
Das haben wir nicht. Aktuell wird argumentiert, dass viel nach Aktenlage erfolgt. Bevor 
aber diese Aktenlage da ist, müssen Menschen mit Behinderung ganz viele Gutachten 
einreichen. Da sehen wir durchaus bestimmte Prozesse, die zwar gut gemeint sind 
und vielleicht auch noch mal für weniger Maßnahmen mit gedacht worden sind, aber 
am Ende nicht bei den Menschen ankommen und zusätzliche Bürokratie bedeuten.  

Weitere Aspekte zum Thema „Bürokratieabbau“ wurden schon vielfältig benannt, die 
Entfristung von Leistungen beispielsweise.  

Eine gute Information von Menschen mit Behinderung und eine gute Beratung sind 
ebenfalls ein Ansatz, wie man beispielsweise Nachfragen oder Widersprüchen zuvor-
kommen kann.  

Herr Sonne fragte, wieso das Land NRW im Rahmen der Finanzierung der Eingliede-
rungshilfe zuständig sein sollte. Auch hier nur eine Konkretisierung der Aspekte, die 
schon benannt worden sind, und ein paar Beispiele, um das zu verdeutlichen:  
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Es fehlt an inklusiver Infrastruktur. Die Handlungen, die wir in den letzten fünf bis zehn 
Jahren – die Kollegen und Kolleginnen, die länger dabei sind, werden sagen: noch viel 
länger – seitens des Landes sehen, sind unzureichend, um diese inklusive Infrastruktur 
zu fördern. Wir sehen da tatsächlich auch noch mal einen Rückgang an der einen oder 
anderen Stelle. Dies wird sichtbar vor allem bei neuen Gesetzentwürfen oder Novel-
lierungen – Stichwort „KiBiz“. Kinder mit Behinderung wurden fast gänzlich aus diesem 
Gesetz gestrichen. Wenn sich eine Kita auf den Weg machen möchte, sich inklusiv zu 
verorten, kann sie aus diesem Gesetz überhaupt gar keine langfristigen Prozesse fi-
nanzieren oder Maßnahmen einleiten.  

Ein anderes Thema ist die Zusammenarbeit der Ministerien. Wenn in Gremien unter-
schiedliche Ministerien zusammenkommen, sehen wir teilweise, dass das Thema „Ein-
gliederungshilfe“ recht stiefmütterlich behandelt wird. Ein Beispiel ist das Thema 
„Schulbegleitung“. Da diskutiert man sehr lange. Wenn für landesgesetzliche Rege-
lungen mehrere Ministerien zuständig sind, stocken Verhandlungen sehr oft.  

Ein weiteres Thema sind die angesprochenen Versorgungslücken. Denn da kommt ja 
das Land NRW durchaus in den Sicherstellungsauftrag, wenn für manche Menschen 
mit Behinderung keine Versorgung gewährleistet werden kann. Der Umgang mit die-
sen Versorgungslücken ist teilweise intransparent. Da ist es auch schwierig, zu sagen, 
inwieweit vielleicht das Land NRW auch einen Umgang fördert, der präventiv gegen 
Versorgungslücken bei Menschen mit Behinderung vorgeht, vor allem bei Menschen 
mit hohem Unterstützungsbedarf, beispielsweise im Bereich „Wohnen“.  

Das sind Beispiele, um verständlich zu machen, wo das Land NRW Handlungsmög-
lichkeiten hat, die nicht unmittelbar mit der Finanzierung zu tun haben. Das sind Auf-
gabenbereiche in der Zuständigkeit des Landes NRW.  

Auf die Frage nach drei konkreten Maßnahmen kann ich sehr schwer eingehen, denn 
es ist nicht die Aufgabe von uns Sozial- und Selbsthilfeverbänden, drei konkrete Maß-
nahmen zu benennen, die Teilhabe von Menschen mit Behinderung mit Einsparungen 
verbinden. Das sind sicherlich Maßnahmen, die diskutiert werden möchten, aber bei 
der Benennung konkreter Maßnahmen zur Einsparung würde ich mich gerne zurück-
halten.  

Herr Ohm hat gerade gesagt: Streckung der UN-BRK. Man muss sich klar werden, 
was dahintersteckt. Streckung der UN-BRK heißt: Beschneidung der Menschenrechte 
und der Grundrechte der Menschen mit Behinderung. Und darum geht es hier. Wenn 
wir die UN-BRK so diskutieren, dann müssen wir es auch so benennen. Am Ende 
müssen wir uns alle daran messen lassen, ob wir in sehr schwierigen finanziellen Zei-
ten der Kommunen bei Menschen mit Behinderung oder bei den Menschen anfangen, 
die eh schon Schwierigkeiten haben oder auf vielfältige Barrieren treffen, an der Ge-
sellschaft teilhaben zu können.  

Annette Mertens (KoKoBe Düsseldorf [per Video zugeschaltet]): Es ist schon sehr, 
sehr viel gesagt worden. Deswegen würde ich mich jetzt beschränken auf meinen 
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Bericht aus der Praxis aus dem täglichen Kontakt zu den Menschen, über die wir hier 
sprechen.  

Bürokratische Hürden, wechselnde Zuständigkeiten, die Kostenträger schieben einan-
der die Verantwortung zu – dieser Verschiebebahnhof –: Das kann ich bestätigen. Das 
ist schon sehr ausführlich benannt worden.  

Die komplexe Bedarfsermittlung ist benannt worden. Auch das kann ich bestätigen. 
Das erfordert sehr viel Zeit und sehr viel Mühe, diesen Bedarf umfangreich zu ermit-
teln. Ich bin sehr dafür, dass der Bedarf umfassend ermittelt wird. Trotzdem ist es si-
cherlich gut, dass da jetzt auch noch mal hingeschaut wird.  

Die umfangreichen Dokumentationspflichten der Leistungserbringer wurden genannt. 
Das ist sicherlich ein Punkt, wo Fachkräfte Arbeitszeit investieren müssen – teilweise 
sehr viel Zeit investieren müssen – in etwas, das den Menschen mit Behinderung nicht 
wirklich zugutekommt. Denn diese Zeit fehlt ja an anderer Stelle und fehlt genau da, 
wo sie eigentlich gebraucht wird.  

Ein Punkt, den ich sehr häufig erlebe, wurde noch nicht so benannt. Das ist der Zugang 
in dieses System. Es kommen hier immer wieder Menschen zu mir, die sehr eindeutig 
eine schwerwiegende Beeinträchtigung haben, Behinderung haben, viele Teilhabebe-
einträchtigungen haben, Barrieren erleben, aber nicht auf Anhieb die Bedingungen er-
füllen, um überhaupt in das System Eingliederungshilfe aufgenommen zu werden. 
Sprich: Es fehlen zum Beispiel aktuelle Diagnosen. Das sind Menschen, die mit einer 
lebenslangen Behinderung leben, oftmals lange im Elternhaus betreut werden, die gar 
nicht oft krank werden, die nicht andauernd zum Arzt gehen, und diese Diagnosen sind 
vielleicht schon 30 Jahre alt. Wenn dann der Punkt kommt, wo die alten Eltern die 
Unterstützung nicht mehr gewährleisten können und die Eingliederungshilfe eintreten 
soll, dann werden neue Diagnosen gefordert. Dann werden umfangreiche Gutachten 
und Berichte angefordert, die gar nicht existieren.  

Dann stehen wir oft vor dem Problem, dass das ein sehr, sehr langwieriger Prozess 
ist, bis diesen Menschen geholfen werden kann. Da sehe ich eine massive Hürde und 
gleichzeitig eine Versorgungslücke. Denn diese Familien, die sich sehr umfassend und 
auch für das System geldsparend um ihre Angehörigen kümmern, benötigen flexibel 
und möglicherweise auch kurzfristig Unterstützung, wenn zum Beispiel die pflegende 
Mutter ausfällt. Da fehlt es wirklich an Möglichkeiten, an ortsnahen Möglichkeiten, auch 
kurzfristig etwas zu bewerkstelligen an Entlastung für diese Familien. Das betrifft auch 
alte Menschen. Das sind wirklich oftmals Menschen, die jahrzehntelang bei den Eltern 
leben, bis die Eltern alt sind und es nicht mehr leisten können.  

Das stößt zu Recht auf Unverständnis bei den Familien, dass diese Leistung, die die 
Familie erbringt – oftmals sind es die Mütter, die diese Leistung erbringen –, nicht ge-
sehen und nicht honoriert wird. Wenn dieser Mensch in einer Einrichtung leben würde, 
wäre das ein sehr hoher Kostenfaktor. Dann ist dieses Unverständnis nachvollziehbar, 
dass Unterstützungsmöglichkeiten, die sehr viel günstiger wären, dann so sperrig zu 
bekommen sind. Das ist ein Punkt, der mir im Alltag sehr oft begegnet.  
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Die benannten Menschen, die Hilfe benötigen, um überhaupt in das Hilfesystem auf-
genommen zu werden, können eben auch ohne Unterstützung diese ganzen Unterla-
gen, Berichte, Gutachten, die Diagnostik gar nicht beibringen. Das heißt, es braucht 
erst mal jemanden, der ihnen genau dabei hilft. Da beißt sich so ein bisschen die Katze 
in den Schwanz, weil diese Menschen fehlen. Teilweise leisten wir das bei KoKoBe, 
dass wir zur Diagnostik begleiten. Das ist sehr zeitaufwendig und sprengt dann teil-
weise auch den Rahmen.  

Zu den Kosteneinsparungen sehe ich definitiv, dass die inklusive Infrastruktur benötigt 
wird, weil an vielen Stellen dann gar keine Eingliederungshilfeleistungen benötigt wür-
den, wenn bestehende Barrieren abgebaut werden. Da ist ein Riesenthema natürlich 
der fehlende bezahlbare Wohnraum. Menschen brauchen Unterstützung bei der Woh-
nungssuche, weil es so schwierig ist. Auch für Menschen ohne Behinderung ist es 
schwierig, aber wenn dann noch Beeinträchtigungen dazukommen, ist es eben noch 
mal sehr, sehr viel schwieriger. Das ist nur ein Beispiel dafür, dass man das nicht allein 
im System der Eingliederungshilfe sehen kann und dass diese hohen Kosten in der 
Eingliederungshilfe auch nicht allein da verortet werden können, weil eben die Ge-
samtgesellschaft da an vielen Stellen noch so viele Barrieren aufweist, dass überhaupt 
Eingliederungshilfe notwendig wird.  

In meiner Stellungnahme hatte ich schon einige Versorgungslücken benannt. Eine 
große Lücke betrifft den Bereich des Autismus-Spektrums. Da warten die Betroffenen 
teilweise zwei bis drei Jahre auf einen Termin zur Diagnostik. Das ist einfach eine 
unglaubliche Verzögerung und Zeit, in der Hilfen nicht stattfinden können, weil die Di-
agnose noch nicht auf dem Papier steht. Das ist sehr, sehr mühsam.  

Kurzzeitwohnen hatte ich genannt. Es gibt Angebote zum Kurzzeitwohnen für Kinder 
und Jugendliche nicht hier im Umkreis Düsseldorf. Da muss man schon sehr weit fahren. 
Und es ist auch nicht flexibel und schnell. Das heißt, wenn in den hochbelasteten Fami-
lien der Zustand eintritt, dass sie einfach nicht mehr können, dann gibt es oftmals keine 
Alternativen, keine flexible, unbürokratische Unterstützung für diese Familien, die un-
glaublich viel leisten und auch für die Gesellschaft letztendlich ja sehr viele Kosten 
einsparen dadurch, dass Menschen zu Hause im Rahmen der Familie leben können.  

Die Frage, wie Menschen darauf reagieren, wenn sie als Kostentreiber gesehen wer-
den, ist ein bisschen rhetorisch aus meiner Sicht. Natürlich erlebe ich Angst, Verunsi-
cherung und auch die große Sorge, dass Rechte wieder zurückgenommen werden 
und wir wieder in Zeiten zurückversetzt werden, in die wir nicht wollen als Gesellschaft. 
Von daher sehe ich nicht, dass Kosteneinsparungen erfolgen können durch Leistungs-
begrenzungen, denn diese Leistungen sind keine Luxusleistungen. Die Leistung darf 
nicht infrage gestellt werden. Es muss an anderen Stellen eingespart werden, gerne 
bei der Bürokratie, gerne im Bereich der Verwaltung, aber nicht bei den Leistungen für 
die Menschen, denn da reden wir nicht von Luxusleistungen. Wir reden nicht davon, 
dass jemand irgendetwas bekommt, was er nicht wirklich dringend braucht, sondern 
es sind Leistungen, die Menschen mit Behinderung benötigen, um an der Gesellschaft 
teilzuhaben. Und das sehe ich als Menschenrecht, das sehe ich als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, aber nicht als Luxus, und das darf nicht infrage gestellt werden.  
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Silvia Gosewinkel (SPD): Vielen Dank für die ausführlichen Antworten, die deutlich 
machen, dass wir hier ein wichtiges Thema besprechen, das uns bestimmt noch nach-
haltig beschäftigen wird.  

An die Vertreter von LVR und LWL und an Dr. André Jethon habe ich die Frage: Wel-
che Folgen drohen denn, wenn NRW diesen Sonderweg zur Finanzierung beibehält, 
dass sich das Land nicht beteiligt? Herr Jethon hatte das gerade sehr gut beschrieben, 
dass das ein bundesweit einzigartiger Sonderfall mit außergewöhnlich hoher kommu-
naler Finanzverantwortung ist. Was machen andere Länder im Vergleich zu NRW an-
ders? Welche politischen und strukturellen Gründe sehen Sie für diese Abweichung?  

An Herrn Ohm, Frau Brüning, Frau Fischer-Suhr und Herrn Dr. Spörke habe ich die 
Frage: Welche konkreten Folgen drohen aus Ihrer Sicht für die Teilhabe und Selbst-
bestimmung von Menschen mit Behinderung, wenn von Bund und Land weiterhin in 
der Finanzierung nicht nachgesteuert wird, also es so bliebe, wie es jetzt ist?  

Britta Oellers (CDU): Auch von unserer Fraktion herzlichen Dank für die guten Aus-
führungen.  

Ich habe eine Nachfrage an die beiden Landschaftsverbände: Welche Reformen in-
nerhalb der Landschaftsverbände selbst halten Sie für notwendig, um Kostensteige-
rungen zu begrenzen?  

Dieser Verschiebebahnhof wurde vorhin angesprochen, die Effektivität. Manche Fälle 
werden von drei Leuten gleichzeitig bearbeitet. Wie erreichen wir, dass das Geld dort 
ankommt, wo es benötigt wird? Welche Lösungen haben Sie dafür? Wie können Sie 
es konkret formulieren? Diese Frage richte ich an die Wohlfahrtsverbände, also an 
Herrn Woltering, an den SoVD und an den VdK.  

Der Bereich „Pflege“ ist mir noch wichtig – § 43a. Wie kann das konkret ausgestaltet 
werden? Was schlagen Sie da vor? Was wäre da die Lösung? Die Frage geht an die 
Wohlfahrtsverbände, die Lebenshilfe und die Vertreterin des Landesbehindertenrates.  

Josef Neumann (SPD): Ich habe auch noch eine Frage, und zwar vielleicht an Herrn 
Woltering. Wir diskutieren natürlich über ein enormes Finanzpaket von 28 Milliarden 
Euro im Bereich der Eingliederungshilfe aktuell. Unabhängig von der Frage, wie 
Ströme sind oder nicht: Da arbeiten Menschen. Menschen zahlen Steuern. Unterneh-
men profitieren von Leistungen, die vergeben werden oder für die man arbeitet. Wel-
che Rolle spielt dieser Social Return on Investment, von dem man in dieser Debatte 
sehr wenig hört? Bevor man an vielen Stellen nur von Kostentreiberei spricht, ist es 
aus meiner Sicht wichtig, darzulegen: Was bedeutet das eigentlich für eine ökonomi-
sche Region, in der wir leben, in der es diese Ausgaben auch im Bereich der Einglie-
derungshilfe gibt?  

Dirk Rist (Landschaftsverband Rheinland): Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren! Die SPD-Fraktion fragte: Was ist die Folge bei Nichtfinanzierung? Die Folge 
ist akut. Beim Landschaftsverband Rheinland können die Planansätze in diesem Jahr – 
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genauso wie im letzten Jahr – nicht mehr eingehalten werden. Wir kommen in ein dickes 
Minus. Die Ausgleichsrücklage wird dann auch aufgebraucht sein. Die Landschafts-
verbände haben zum Teil noch eine Ausgleichsrücklage; das ist ja auch ein Luxus. Die 
ist dann auch weg.  

Das heißt konkret bei uns für die Haushaltsaufstellung 2027 – wir haben über die Stei-
gerungsraten der letzten Jahre gesprochen –: Wir werden wahrscheinlich nicht umhin-
kommen, dann eine deutliche Umlagesatzerhöhung an die Kreise und kreisfreien 
Städte weitergeben zu müssen. Das heißt, das Geld wird dann durchgereicht und nehmen 
wir dann eben auch vor Ort weg – in Anführungsstrichen –, mit allen Folgen, die das 
hat. Wenn also überhaupt nichts weiter passiert, wird es bei uns letztlich immer höher 
gehen.  

Liebe Frau Oellers, zu der Frage: Was macht ihr als Leistungsträger? Was könnt ihr 
machen? Die Eingliederungshilfe macht um die 80 % der beiden Haushalte der Land-
schaftsverbände aus. Das ist sozusagen unser Kerngeschäft. Natürlich müssen wir da 
auch bei uns selber schauen, was wir besser machen können. Das Geld, das dort 
ausgegeben wird, ist natürlich nahezu eins zu eins im Transfer. Das sind die Kosten, 
die aufgrund der Bewilligungen meistens als Sachleistungen an die Träger der Freien 
Wohlfahrt, die Einrichtungen und Dienste fließen. Aber wir müssen natürlich auch selber 
gucken, wo wir gegensteuern können.  

Ich möchte Ihnen nur zwei konkrete Beispiele nennen. Wir haben in den letzten Jahren 
einen erheblichen Aufwuchs gehabt – auch bundesweit; überall – bei den Fahrtkosten 
zu den Werkstätten für Menschen mit Behinderung. Es besteht ein Rechtsanspruch 
darauf, dass auch der Weg finanziert wird. Seit Corona und aktuell dem Irankrieg sa-
gen natürlich all die Dienstleister, die das für uns machen – Fuhrunternehmen, Taxi-
Unternehmen –: Die erhöhten Spritpreise müssen refinanziert werden. Da haben wir 
Steigerungsraten gehabt von 10, 15, 20 %. Dabei hat auch eine Rolle gespielt, dass 
die Mitarbeitenden in diesen Diensten früher nicht gescheit bezahlt wurden. Da ist 
eben auch was passiert, da ging es mal um Bereitstellungszeiten. Also wir haben da 
mehrere Faktoren, die das sehr teuer gemacht haben.  

Was kann man aber beeinflussen? Beeinflussen kann man Teilzeitmodelle in den 
Werkstätten. Viele Menschen mit Behinderung sind nicht in Vollzeit in der Werkstatt 
beschäftigt, sondern nur in Teilzeit. Wir hatten aber so viele stark unterschiedliche 
Teilzeitmodelle in den Werkstätten, dass die eine erhöhte Zunahme der Einzelbeför-
derung notwendig machten. Da haben wir letztes Jahr im Sommer neue Richtlinien – 
das können wir auch einseitig machen; wir haben natürlich mit der LAG WfbM und 
auch den Werkstatträten darüber gesprochen – in Kraft gesetzt, um zu sagen: Liebe 
Werkstätte, es muss ja möglich sein – wie im normalen Arbeitsleben auch –, dass man 
eben ein paar Modelle nur als Teilzeitmodelle macht und nicht jede Stunde – um es 
krass auszudrücken – ein Einzeltaxi dann in die besondere Wohnform fahren muss, 
weil die Mitarbeitenden so unterschiedlich gearbeitet haben. Das haben wir vereinheit-
licht. Da können Sie was machen, und da sehen wir jetzt schon, dass der Anstieg der 
Kosten dort gedämpft wurde.  
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Ein anderer Bereich, wo wir auch besser steuern müssen, wie ich meine, ist: Wir erleben 
in den letzten Jahren einen Aufwuchs von Assistenzdiensten im Land. Das ist zum Teil 
wirklich fernab von dem, was wir sonst mit Einrichtungen und Diensten der Freien 
Wohlfahrtspflege als Verhandlungspartner haben. Das persönliche Budget für Men-
schen mit Behinderung ist ein tolles Instrument, das ja eigentlich dazu dienen soll, 
dass in Eigenregie und selbstverantwortet jemand sein Setting um sich herum baut, 
selber Arbeitgeber ist usw. Assistenzdienste steigen in dieses Modell ein. Nicht mehr 
der Mensch mit Behinderung macht dann selbst dieses Arbeitgebermodell, sondern 
ein Assistenzdienst bietet ihm ein Rundum-sorglos-Paket an: Wir übernehmen für dich 
das alles – mit dann zusätzlichen Kosten.  

Das führt dazu, dass wir mittlerweile Einzelfälle haben – wir reden ja heute über das 
Geld; ich bin überhaupt nicht bei der fachlichen Weiterentwicklung der Eingliederungs-
hilfe –, die im ambulanten Setting die Million im Jahr übersteigen; mehrere Hundert-
tausend auch. Zum Vergleich: Ein stationärer Heimplatz kostet in NRW 60.000 Euro 
pro Jahr. Im ambulanten Bereich – durch die gelungene Ambulantisierung – haben wir 
aber auch komplexe Bedarfe, die in Einzelfällen – aber das geht in die Hunderte – eine 
24/7-Betreuung notwendig machen mit drei, vier Schichtdiensten und zum Teil auch 
einem Sicherheitsdienst vor der Tür. Das führt manchmal zu extrem hohen Kosten. Da 
müssen wir genauer hingucken. Das ist unsere Aufgabe als Leistungsträger, genauer 
in diese einzelnen Settings reinzugehen und dann mit – meistens geht das dann gar 
nicht mehr mit dem Menschen mit Behinderung selbst – dem Betreuer und dem Umfeld 
zu schauen: Ist das wirklich ein sinnvolles Setting, was wir uns da leisten? 

Der dritte Punkt: Frau Oellers, auch da sehen wir uns natürlich in der Verpflichtung. 
Wir müssen in der Tat viel stärker digitalisieren – wie es überall so schön heißt, aber 
das gilt hier erst recht. Sie haben die Vertreter der Selbsthilfe ja auch gehört, die zu 
Recht sagen: Das derzeitige Bedarfsermittlungsinstrument ist einfach viel zu komplex, 
viel zu kompliziert, und wir wollen, dass das deutlich schlanker ist und dann vom Groß-
teil der Menschen eben auch selbst quasi als App durchgegangen werden kann und 
es nicht diesen ganzen Apparat drumherum braucht. – Es gibt mehrere Stellschrau-
ben. Wir müssen besser steuern – in Anführungsstrichen. Dazu braucht es aber auch 
eine stärkere Digitalisierung. Da investieren im Moment beide Landschaftsverbände 
richtig viel Geld.  

Takis Mehmet Ali (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Ich möchte nur noch 
zwei, drei Punkte ergänzen. Der Kollege hat ja schon vieles ausgeführt.  

Ein Kernproblem wird natürlich sein: Wenn wir keine verlässliche Finanzierung seitens 
des Landes bekommen, wird das die kommunalen Haushalte weiter belasten. Wir ha-
ben in vielen Städten schon jetzt die Problematik. Ich denke an Gelsenkirchen, wo 
Leistungen nicht mehr finanziert werden können und reduziert werden müssen. Das 
sind teilweise auch die Leistungen in den 67er-Bereichen, die die Kommunen bisher 
aus Eigenmitteln finanziert haben. Die sagen: Wir können die Last einfach nicht mehr 
stemmen.  
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Das Problem an dieser Debatte ist ja, dass hier wieder leistungsberechtigte Personen-
gruppen gegeneinander ausgespielt werden, weil die Städte keine andere Möglichkeit 
mehr haben. Man kommt gar nicht mehr an diesen Debatten vorbei. Dann wird es 
wirklich sehr, sehr gefährlich, wenn dann Menschen mit Behinderung – wie es hier 
schon ein paar Mal dargestellt worden ist – auch von der Gesellschaft als Kostenfaktor 
gesehen werden. Das müssen wir verhindern. Deshalb braucht es eine Landesbeteili-
gung, weil das auch eine gesellschaftliche Aufgabe ist.  

Aber man muss auch eines sehen. Wir werden immer wieder in diese Debatten kom-
men, weil Eingliederungshilfe weiterhin – sei es kommunal oder auch in der Landes-
politik – nicht als kommunale Strukturpolitik verstanden wird. Was meine ich damit? 
Man könnte durchaus sehr viele Synergien aus den Mitteln der Eingliederungshilfe 
mitten in die Gesellschaft bringen. Ich denke nur an die Wohnungspolitik. Da müsste 
man etwas mutiger werden. Da gibt es sehr kluge Ansätze, insbesondere im Bereich 
des institutionellen Wohnens, wo wir auch Menschen mit und ohne Behinderung unter 
ein Dach bringen könnten auch aus Mitteln der Eingliederungshilfe, was sehr interes-
sant sein könnte für die Kommunen. Das muss man einfach mal ausprobieren und 
mutig sein, was die Steuerungswirkung anbelangt.  

Zur Wahrheit gehört aber auch – ich habe das in den letzten Wochen auch schon ein 
paar Mal gesagt –: Im Rahmen der jetzigen rechtlichen Lage gibt es aber auch Steue-
rungsgrenzen für die Träger der Eingliederungshilfe. Ich würde auch im Hinblick auf 
den Kollegen im Rheinland sagen: Die erreichen wir jetzt auch mal ein wenig. – Das 
gehört zur Wahrheit letztendlich dazu; das muss man in der Debatte berücksichtigen.  

Wobei: Wir tun auch vieles dafür. Der Kollege hat gerade die Werkstätten angespro-
chen. Lieber Dirk, wir sind inzwischen bei durchschnittlich 180 Millionen Euro bei bei-
den Landschaftsverbänden bei den Fahrtkostenerstattungen bei den Werkstätten. Da 
sind wir auch selbstkritisch. Das ist alles historisch gewachsen. Leistungsträger, Sozi-
alhilfeträger haben in der Vergangenheit in Teilen Werkstätten da gebaut, wo sie nicht 
mitten in der Gesellschaft waren, wo sie nicht wohnortnah erreichbar waren. Damit 
sind irgendwann im Zeitablauf natürlich erhöhte Fahrtkosten entstanden. Das ist un-
sere Aufgabe, Arbeitsplätze wohnortnäher zu schaffen, sodass sich die Kosten in dem 
Bereich auch reduzieren können. Das heißt, wir denken dahingehend schon viel inklu-
siver, damit wir das langfristig erreichen können.  

In dem Zusammenhang muss man auch offen sagen – auch kritisch in Richtung Lan-
desregierung –: Inklusion gibt es nicht für lau – auch bei Laumann nicht.  

Christian Woltering (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Der war nicht schlecht. – Zu den Verschiebebahn-
höfen: Wir haben insbesondere immer da diese Problematik, wo wir Übergänge von 
Systemen haben, beispielsweise im Übergang von Kita in Schule, im Übergang von 
Schule zu Beruf oder später im Übergang von der Eingliederungshilfe zu Pflegeleis-
tungen. Insbesondere wenn wir unterschiedliche sozialrechtliche Konstruktionen, So-
zialleistungsträger haben, treten diese Verschiebebahnhöfe auf, weil dann nicht selten 
ein Zuständiger erstmal auf den anderen zeigt, seine Zuständigkeit infrage stellt und 
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klären möchte, ob kein anderer Kostenträger zuständig ist. Das haben wir gerade bei 
diesen Übergängen immer wieder. Das ist auch nicht so trivial, das aufzulösen. Ich 
glaube, das funktioniert am besten da, wo wir klare Zuständigkeiten haben. Da müssen 
wir die Sozialgesetzbücher noch mal dahingehend schärfen, dass wir gerade bei die-
sen Übergängen klar haben, in welchen Fällen welcher Leistungsträger zuständig ist.  

Aus meiner Sicht wäre es auch absolut nachvollziehbar, dass man sagt: Der Erstan-
tragsempfänger ist derjenige, der das dann klären muss mit dem anderen Sozialleis-
tungsträger, wenn er sich selber nicht als zuständig betrachtet. Er kann also nicht ein-
fach den Ball zurückspielen und sagen: Ich bin es nicht. – Er muss dann selber auch 
in eine Verantwortung kommen, für eine Lösung zu sorgen.  

Da würde zum Beispiel auch helfen, dass wir auch stärker in die Digitalisierung inves-
tieren, damit man nicht ständig irgendwelche Anträge ausdruckt und wieder einscannt 
und weiter verschickt, sondern das über digitale Austauschplattformen regelt. In den 
komplizierten Fällen – das wurde vorhin auch schon mal gesagt – geht das dann eben 
nur über verpflichtende Fallkonferenzen, wo dann unterschiedliche Beteiligte an so 
einem Prozess mit am Tisch sitzen und dann verbindlich miteinander klären, wer die 
Zuständigkeit für welchen Fall hat. Das ist im Einzelfall nicht trivial, sondern mitunter 
sehr kompliziert, aber da haben wir sicherlich Luft nach oben.  

Zum Thema „43a“, also der Frage der stärkeren Beteiligung des Bundes an den Pfle-
gekosten: Da haben wir es mit einem historischen Fehlschluss zu tun, der dazu geführt 
hat, dass wir diesen 43a haben, der im Grunde besagt, dass die Pflegeversicherung 
nur eine gewisse pauschale Geldleistung bezahlt bei Menschen, die im System der 
Eingliederungshilfe sind. Das sind, glaube ich, knapp 280 Euro in diesem Jahr, und 
alles, was darüber hinaus geht, geht zulasten der Eingliederungshilfe. Das ist aus-
schließlich in diesem System so.  

Am einfachsten wäre es natürlich, man würde den 43a dem § 43 SGB XI angleichen 
und sagen: Es ist genauso wie bei allen anderen, die außerhalb des Systems der Ein-
gliederungshilfe sind, dass die Pflege die Kosten für die pflegerischen Leistungen auch 
in dem Umfang übernimmt, wie sie sie für alle anderen übernimmt und eben nicht nur 
bis zur Höhe einer pauschalen Leistung, wie wir es im System der Eingliederungshilfe 
haben. Es gibt auch noch ein paar andere Vorschläge. Ich finde es aber immer am 
plausibelsten, zu sagen: Wir brauchen da kein Sondersystem in der Eingliederungs-
hilfe, sondern die Pflege muss Menschen mit Behinderung genauso behandeln und 
finanzieren, wie sie alle anderen unterstützt. Das ist auch eine Frage von Inklusion.  

Josef Neumann, Social Return on Investment: Das ist im Grunde die Frage: Ist ein 
Euro, der in die Eingliederungshilfe fließt oder generell in eine Sozialleistung fließt, ein 
verschenkter Euro? Das klingt an der einen oder anderen Stelle hier auch schon mal 
an: Das Geld ist ja dann weg. Das ist natürlich mitnichten so. Es gibt genug Studien 
dazu, zuletzt eine aus dem Bergischen Städtedreieck, die genau aufgeführt hat, dass 
jeder Euro, der in eine Sozialleistung investiert wird, natürlich wieder zurückfließt in die 
öffentlichen Haushalte, in die öffentlichen Kassen, zum Beispiel über die Umsatz-
steuer. Das heißt, dass natürlich Menschen vor Ort das Geld auch wieder investieren 
und mehr Kaufkraft haben. Das geht zum Beispiel durch die Unterstützung von Familien, 
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die wieder in der Lage sind, arbeiten zu gehen, dadurch für ihr eigenes Einkommen zu 
sorgen und Steuern zu zahlen. Das geht darüber, dass Menschen in diesem System 
ausgebildet und gebildet und weitergebildet und fortgebildet werden, um dann mög-
licherweise aus dem System der Eingliederungshilfe später wieder raus in den ersten 
Arbeitsmarkt zu kommen. Wir haben ein ganzes Set von positiven Effekten von Sozi-
alleistungen, die selbstverständlich auch die Eingliederungshilfe betreffen. Das lässt 
sich mit vielen, vielen Beispielen belegen.  

Für den Kita-Bereich im Bergischen Städtedreieck – das ist nicht die Eingliederungs-
hilfe – wurde das zahlenmäßig belegt. Da waren es zwischen fünf und sechs Euro, die 
sozusagen an die Gesellschaft zurückfließen für jeden Euro, der in das System inves-
tiert wird. Das halte ich für eine sehr gute Quote. Insofern ist diese Debatte, uns ginge 
Geld verloren, wenn wir es für soziale Unterstützung ausgeben, sicherlich nur die eine 
Seite der Medaille. Die andere Seite ist, dass damit vor Ort unmittelbar wieder Geld 
zurück in die Kommunen fließt.  

Dr. Michael Spörke (SoVD Nordrhein-Westfalen): Noch mal zum Thema „43a“: Das 
hat Herr Woltering schon richtig dargestellt. Da muss man fairerweise aber auch se-
hen: Warum ist die Regelung so, und warum wird es auch schwer werden, die so zu 
ändern? Die Pflegeversicherung steht nicht gut da. Ein Mehr an Kosten wirft neue Fra-
gen auf. Unsere Sozialsysteme brauchen allgemein Veränderungen, auch die Pflege-
versicherung. Da haben wir als SoVD auch schon seit vielen Jahren konkrete Vor-
schläge, um die Pflegeversicherung auf bessere finanzielle Füße zu stellen.  

Ich wurde gefragt, welche Folgen wir erwarten, wenn die Finanzierungsfrage der Ein-
gliederungshilfe jetzt nicht gelöst wird. Das ist, fürchte ich, relativ leicht zu beantworten, 
was dann passiert. Wenn nicht mehr Geld ins System kommt über eine Dynamisierung 
vom Bund und ein größeres Engagement des Landes und die Einnahmeseite der öf-
fentlichen Haushalte nicht verbessert wird, bleiben ja nur Leistungseinschränkungen. 
Die Vorschläge, die dafür im Raum stehen, sind schon relativ konkret und laufen da-
rauf hinaus, dass das Wunsch- und Wahlrecht, das wir ja sowieso noch nicht hundert-
prozentig haben, weiter eingeschränkt würde. Auch die Ideen, beim persönlichen 
Budget diesen Rechtsanspruch zu einer Kannmöglichkeit abzuschwächen, hätten na-
türlich negative Konsequenzen – um nur zwei Sachen zu nennen.  

Es ist klar, dass wir diese Entwicklung nicht wollen, weil wir es als eine große Errun-
genschaft betrachten, dass wir seit mindestens 2009 auch in Deutschland endlich 
massiv über das Thema „Inklusion und Selbstbestimmung für Menschen mit Behinde-
rung“ ernsthafter reden; das müssen wir fortsetzen.  

Würden wir von diesem Weg abkommen – so wie es gerade sehr stark den Anschein 
hat; ich habe ja schon dargestellt, dass man Menschen mit Behinderung zuerst einmal 
als Kostenfaktor sieht, wo man an den Kosten arbeiten muss, und nicht als Menschen, 
die dasselbe Recht haben wie Menschen ohne Behinderung, selbstbestimmt leben zu 
können –, hätte das mit Sicherheit für unsere Gesamtgesellschaft negative Konse-
quenzen. Wenn man Menschen in erster Linie als Kostenfaktor sieht, hat das natürlich 
negative Auswirkungen auf unser gesellschaftliches Miteinander.  
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Das treibt die Menschen – wie ich schon sagte – jetzt schon sehr stark um. Es ist 
bekannt, dass es schon Initiativen gibt im Sinne von Protest, um darauf aufmerksam 
zu machen und seitens der Menschen mit Behinderung dagegenzuhalten. Das würde 
sicherlich zunehmen, wenn sich das jetzt in diese Richtung konkretisieren würde, was 
ich nicht hoffe.  

Wir müssen im Sinne eines sozialen Zusammenhaltes in unserem Land auch diese 
Gruppe weiter im Blick behalten. Selbstbestimmung und Inklusion sind kein Nice-to-
have, sondern ein wichtiger Punkt für den sozialen Kitt in unserer Gesellschaft, den 
wir brauchen, um unser demokratisches System zu erhalten.  

Carsten Ohm (Sozialverband VdK – Nordrhein-Westfalen): Ich kann mich da nur 
anschließen. Auch aus meiner Sicht ist zu befürchten, dass insbesondere bei Neuan-
trägen es de facto zu Kürzungen kommen wird. Es ist davon auszugehen, dass das 
Wunsch- und Wahlrecht zulasten von einem Ausreizen der Pooling-Leistungen zurück-
gefahren wird. Dazu haben wir eben ein noch unverfängliches Beispiel gehört. Aber in 
vielen anderen Konstellationen gibt es ja auch schon heute Pooling-Möglichkeiten. Die 
werden dann sicherlich so weit ausgereizt werden, wie es geht. Neue Angebote von 
Leistungserbringern wird es auch nicht geben, wenn das Geld fehlt und dafür keine 
neuen Anreize geschaffen werden.  

Dann noch zur Frage des Verschiebebahnhofs und wie man erreichen kann, dass das 
Geld besser bei den Menschen ankommt und sie auch nicht mit mehreren Kostenträ-
gern zu tun haben: Da appellieren wir dafür, dass das Gesamtplanverfahren endlich 
richtig angewendet wird, und zwar in allen Fällen, in denen mehrere Kostenträger mit 
dem Thema befasst sind. Das würde schon zu einer Verschlankung der Verfahren und 
zu einer höheren Effektivität führen.  

Julia Fischer-Suhr (Landesbehindertenrat NRW): Ich unterstreiche die Inhalte, die 
meine Vorredner benannt haben. Es wird sicherlich Schwierigkeiten geben, eine Eins-
zu-eins-Assistenz zu erhalten. Davon werden Menschen mit hohen Unterstützungsbe-
darfen stärker betroffen sein. Wir haben jetzt schon die Situation, dass Angehörige und 
Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf verstärkt mit unterschiedlichen Gutachten 
etc. beweisen müssen, dass sie bestimmte Leistungen benötigen, vielleicht eine Eins-
zu-eins-Assistenz oder einen höheren Stundensatz. Wir fürchten, dass dies tatsächlich 
noch mal verstärkt wird.  

Es gibt bereits Ansätze, dass bestimmte soziale Dienstleistungen zurückgefahren wer-
den, die nicht unmittelbar mit einer Versorgungssituation zu tun haben, das heißt, fa-
milienunterstützende Dienste, Ferienbetreuung, vor allem der Zugang für Kinder mit 
hohem Unterstützungsbedarf. Dann haben wir gerade das Thema „Kurzzeitwohnen“. 
Das sind alles Entlastungssituationen für Familien, die schon besonders stark gefor-
dert sind, die Versorgung, Betreuung und Unterstützung ihrer Familienangehörigen zu 
gewährleisten.  

Ein weiterer Punkt, den wir mit in den Blick nehmen müssten, ist – das hat Herr Rist 
schon ganz am Anfang angesprochen –: Die Qualität verändert sich ja auch im Rahmen 
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der Leistungen der Eingliederungshilfe aufgrund des Bedarfs der Menschen mit Be-
hinderung. Da lohnt es sich, zu schauen, wie die Zahlen aktuell in den Förderschulen 
für geistige Entwicklung und soziale und emotionale Entwicklung sind, also dort, wo 
Kinder beispielsweise mit herausforderndem Verhalten im Autismus-Spektrum sind. 
Die steigen gerade enorm. Das heißt, wir würden hier zukünftig nicht nur eine Situation 
haben, dass bestimmte soziale Dienstleistungen zurückgehen, sondern wir haben laut 
den Zahlen in den Schulen eventuell auch Kinder oder junge Erwachsene, die bald in 
das System der Eingliederungshilfe kommen oder schon dort sind, die eine qualitativ 
gute Begleitung benötigen.  

Zum Thema „Pflege“ und zum § 43a: Wir plädieren sehr stark dafür, dass Menschen 
mit Behinderung und Pflegebedarf weiterhin im System der Eingliederungshilfe blei-
ben. Das liegt daran, dass die Eingliederungshilfe einfach im Rahmen der Unterstüt-
zung auch im Bereich der fachlichen Sicht auf Teilhabe und Selbstbestimmung einen 
anderen Blickwinkel hat, als er im Bereich der Pflege beispielsweise vorhanden ist. Es 
gibt Untersuchungen, dass Menschen mit Behinderung, die in Pflegeeinrichtungen 
sind, dort nicht bedarfsgerecht untergebracht sind und dass es eine höhere Pauschale 
für Menschen mit Pflegebedarf und Behinderung geben sollte. Das unterstreichen wir 
durchaus; das ist sehr notwendig. Aber vorrangig wäre aufgrund der fachlichen Aus-
richtung doch die Eingliederungshilfe weiterhin zuständig.  

Dr. André Jethon (Stadt Lünen): Frau Gosewinkel, zum Ländervergleich, also zu den 
unterschiedlichen Finanzierungsregeln in den Bundesländern: Die sind verschieden. 
Warum das so ist, kann ich jetzt im Detail gar nicht sagen. Das ist historisch so ge-
wachsen. Das ist einfach eine Frage des Umgangs des jeweiligen Landes mit seinen 
Kommunen. Wir haben in der Nordostschiene von Schleswig-Holstein runter bis nach 
Brandenburg sehr, sehr hohe Mehrbelastungsausgleiche der Länder. Da scheint es zu 
funktionieren – Stichwort „Konnexität“. In Sachsen-Anhalt und im Saarland ist es tra-
ditionell so, dass das Land die Kosten zu 100% trägt. In Rheinland-Pfalz und in Nie-
dersachsen haben wir gequotete Regelungen.  

Vergleichbar ist die Situation von Nordrhein-Westfalen, Hessen und Sachsen. Da be-
trägt der Landesanteil jeweils 0 %. Warum sage ich das? Weil in den drei Bundeslän-
dern die Zuständigkeit für die Eingliederungshilfe vollständig bei höheren Kommunal-
verbänden liegt. In Hessen haben wir den Landeswohlfahrtsverband Hessen. In Sach-
sen haben wir den Kommunalen Sozialverband. Aber auch dort haben wir unterschied-
liche Dimensionen. Wir haben insgesamt ein Eingliederungshilfevolumen von 30 Milli-
arden Euro. Wir sind das bevölkerungsreichste Land. Wir tragen davon alleine 7,5 Mil-
liarden Euro. Deswegen ist die Dimension einfach bei uns größer. 

Ich habe die Frage der Umlageverbände angesprochen. Ich habe den Eindruck, dass 
in der kommunalen Familie – um das auch mal zu betonen – ein breiter Konsens 
herrscht, dass die beiden Landschaftsverbände alles tun, was in ihrer Macht steht, um 
zu steuern und um Kosten zu begrenzen. Wir sind da ein Stück weit ohnmächtig. Auch 
an die Landkreise würde ich überhaupt gar keine Vorwürfe adressieren, die im Grunde 
genommen auch versteinerte Haushalte haben mit sozialen Transferleistungen.  
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Was passiert, wenn sich nichts ändert? Das ist ja jetzt nicht die erste kommunale Fi-
nanzkrise, die wir in Deutschland haben. Wir hatten ja in der Vergangenheit schon mal 
welche. Um die Jahrtausendwende galten wir als kranker Mann Europas. Nach der 
Wiedervereinigung hatten wir eine Rezession; da hatten wir kommunale Defizite. Nach 
der Wirtschafts- und Bankenkrise 2008, 2009 hatten wir eine Krise, der ja der Stär-
kungspakt Stadtfinanzen gefolgt ist.  

Aber der Unterschied der heutigen kommunalen Finanzkrise zu den vergangenen ist 
einfach, dass das Defizit um ein Vielfaches höher ist als damals. Wir sind jetzt bei 25 
Milliarden Euro. Das ist dreimal so hoch wie die Defizite zu den drei Ereignissen, die 
ich gerade aufgezählt habe.  

Die Folge daraus ist – das sage ich mit aller Vorsicht, weil ich das nicht herbeirufen 
möchte –: Ich darf daran erinnern, dass der Auslöser für den Stärkungspakt Stadtfi-
nanzen auch ein Impuls aus der Bankenwirtschaft war. Es kann also auch durchaus 
sein – ich sage das jetzt mal mit aller Vorsicht –, dass die Kommunen in eine Kredit-
klemme kommen, was die Geldmittelbeschaffung betrifft, wenn sich nichts ändert.  

Was die Haushalte betrifft: Viele Kommunen in Nordrhein-Westfalen sind in der Haus-
haltssicherung, müssen Haushaltssicherungskonzepte auflegen – wir in Lünen auch. 
Da muss man über einen Zeitraum von zehn Jahren darstellen, dass man den Haus-
haltsausgleich wieder erreicht. Wir streuen uns leider bei der Erstellung dieser Haus-
haltssicherungskonzepte auch selbst Sand in die Augen. Denn die Fortschreibungs-
parameter insbesondere für die sozialen Transferleistungen beruhen auf Parametern 
aus einem Erlass, der 12, 13, 14 Jahre alt ist. Diese Fortschreibungsparameter sind 
insofern nicht realistisch.  

Ich blicke dann immer mit großer Sorge auf den Haushaltsaufschlag des Kreises Unna, 
wie viel es denn mehr sein darf. Wir haben jetzt einen Doppelhaushalt 2026/2027. 
Aber ich könnte mir vorstellen, dass wir schon ab 2027 erhebliche Probleme bekom-
men könnten, wenn uns der Landschaftsverband Westfalen-Lippe den Budgetbedarf 
sagt und auch der Kreis Unna, und dass dann möglicherweise auch dieses Haushalts-
sicherungskonzept platzt – nicht nur bei uns, sondern auch in anderen Kommunen – 
und dass man kein genehmigungsfähiges HSK mehr hat. Und was das bedeutet, ist 
im Grunde genommen ganz einfach: schleichenden Verlust der Handlungsfähigkeit. 
Kommunen, die kein genehmigtes Haushaltssicherungskonzept haben, dürfen auch 
an Förderprojekten nicht mehr teilnehmen, weil regelmäßig ein Eigenanteil zu erbrin-
gen ist; auch das ist dann erledigt. Weiter will ich jetzt mal gar nicht gehen. Das heißt, 
es kneift, es ist fünf nach zwölf.  

Vorsitzender Josef Neumann: Weitere Fragen sehe ich nicht. Wir sind damit am 
Ende unserer heutigen Anhörung.  

Die Anhörung hat gezeigt, wie kompliziert alles ist und dass es keine einfachen Lösungen 
gibt. Aber eines ist klar: Menschenrechte kann man nicht auf die lange Bank schieben. 
Menschenrechte stehen allen zu und müssen umgesetzt werden. Der Staat und die 
Gesellschaft sind verpflichtet, das zu tun.  
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Ich bedanke mich bei den Sachverständigen für die Bereitschaft, hier für Fragen zur 
Verfügung zu stehen, und wünsche Ihnen allen eine gute, staufreie Rückreise. 

gez. Josef Neumann 
Vorsitzender 
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